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�01Jenirv, �otterdom, ff'orsmou ... 
Ergriffen standen wir vor den Pylonen des großen Mahnmals auf dem Heidefriedhof in Dresden, auf denen 

neben Konzentrationslagern auch Städtenamen eingemeißelt sind: Sie alle hat ein gleiches grausames Schicksal 
getroffen. In seiner Größe und Grausamkeit zeugt es für viele Städte in ganz Europa, die in dem vom Faschismus 
entfesselten Krieg zerstört wurden. Was in Coventry begann, wurde in Dresden zu einem schrecklichen Ende ge­
bracht. Dazwischen liegen Ströme von Blut, millionenfacher Tod und Ereignisse, in denen sich eine alle bisher 
bekannten Begriffe übersteigende Unmenschlichkeit breit machte. Das Dritte Reich, dem Menschenwürde und 
Menschenleben nichts bedeuteten, es wütete nach außen und nach innen. Gegen Städte und Länder mit Bomben­
terror und Vernichtung, mit Völkermord und Rassenwahn - gegen den Menschen mit Kerker, Konzentrations­
lager, Folter und dem Galgen: Dachau, Buchenwald, Theresienstadt und viele andere.

Es wurde in Massen gestorben, im Block, im Bunker, im Krankenbau, auf dem Galgen, am Arbeitsplatz und 
in der Gaskammer. Ebenso im Luftschutzkeller, in den gebombten Häusern und auf den Schafotten der braunen 
Mordjustiz. Und der faschistische Blutrausch feierte Orgien. ,,Ich frage euch", so weit verstieg man sich, ,,wollt 
ihr den totalen Krieg?" Und die „Ja"-Schreier taten dann recht scheinheilig-entsetzt, als dieser Wahnwitz sie 
in ihren eigenen Städten traf und die Vernichtung säte, die ehedem so verbrecherisch in die Welt gesetzt wurde. 

Wir waren noch erfüllt von dem Erinnern an jene schreckliche Zeit, als wir am gewaltigen Mahnmal auf dem 
Gelände des ehemaligen Konzentrationslagers Buchenwald einen Kranz niederlegten, um dem bleibenden Ge­

denken an alle unvergessenen Opfer sichtbar Ausdruck zu verleihen. Buchenwald wurde für die Häftlinge zur 
Hölle - für 56.000 von ihnen wurde es zu einer Stätte qualvollen Sterbens. Hier war jeder Lagerhäftling hilflos 
den Launen der SS-Schergen ausgeliefert; sein überleben hing fast ausschließlich von seiner körperlichen Wider­
standskraft ab. Denn es ist klar: Der vor dem Erschöpfungstod stehende, von der SS entmenschte und seiner 
Menschenwürde beraubte Häftling konnte kaum mehr einen Bewußtseinsraum sein eigen nennen. Er hatte sich 
selbst aufgegeben, er war der „Muselmann", der nichts erwartete als seinen Tod. Er war ein lebender Leichnam, 
hungrig, aber nicht verhungert, halb tot geprügelt, aber nicht erschlagen, voller Wunden, aber nicht tödlich ver­
letzt - ein Häuflein physisch-biologischer Funktionen in den letzten Zuckungen. 

Angesichts dieser Erinnerungen entsinnen wir uns wieder voller Ingrimm jener Phrase vom Einmat-doch­
Schluß-Machen. Wie oft hört man doch immer wieder sagen, ,,Macht einmal Schluß damit, Schluß mit allen diesen 
Sachen. Soll denn das bis ins zweite und ins dritte Glied gehen? Die nachkommende Generation hat doch damit 
nichts zu tun. Und überhaupt, man soll Vergangenes auf sich beruhen lassen." Solche Fragen, aus welchen Grün­
den und mit welcher Absicht immer sie auch gesteUt sein mögen, schreien förmlich nach einer Antwort. Ver­
gessen wir nicht: Wer die Vergangenheit nicht kennt, wer die Geschichte einfach auf sich beruhen lassen will, kann 
nie die Zukunft sich gewinnen. Was einmal war - wenn man es nicht kennt oder nicht kennen will-, kann 
heute, kann morgen wieder sein.

Und weil dies einfach nicht geschehen darf, verstärken wir unsere Mahnung „Niemals vergessen!" tausend­
fach: In Dresden und in Buchenwald und anderswo und überall. Mag die Justiz auch nicht bis in das zweite und 
dritte Glied gehen - die Erinnerung jedoch an all die Greuel und all das Leid muß noch viel weiter reichen: 
Sie muß stets lebendig bleiben! Die Vergangenheit darf man nie auf sich beruhen lassen - allzu leicht könnte sie
sonst auferstehen und zu neuer, schrecklicher Gegenwart werden. Der sicherste Schutz gegen die Gefahr eines
neuen Nazismus, eines neuen, noch schrecklicheren Terrors ist die Erkenntnis des alten, durch den wir gegangen
sind. Darum immer wieder unser
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Warum l<riegsverbrecherprozesse 
Die Unbelehrbaren waren schon immer für 

die Einstellung aller Gerichtsverfahren gegen 
nazistische Kriegsverbrecher und Massenmör­
der. Heute versuchen die gleichen Leute durch 
die Suggestivfrage: ,,Wie lange noch Kriegsver­
brecherprozesse?" den Eindruck zu erwecken, 
es gehe nach so vielen Jahren darum, den be­
rüchtigten „Schlußstrich" zu ziehen. Um s01 

mehr, wo doch bei der Wahrheitsfindung durch 
die Geschworenen so viel Schwierigkeiten be­
stünden. 

In Wirklichkeit aber sind sie deswegen- prin­
zipiell dagegen, daß die Ermordung von Juden, 
Polen, Russen, Zigeunern und anderen „Unter­
menschen" in den Vernichtungslagern Hitlers 
gerichtlich gesühnt wird, weil es sich bei diesen 
Verbrechen nach ihrer Meinung um „soldatische 
Pflichterfüllung" gehandelt habe. Ein Blick in 
die berüchtigte „National-Zeitung" (früher „Sol­
daten-Zeitung") genügt, um zu erkennen, daß 
sich die Neonazis von heute in ihrer barbarischen 
Geisteshaltung kaum von ihren Vorbildern aus 
dem Dritten Reich unterscheiden. 

Aber die Frage: ,, Wie lange noch Kriegsver­
brecherprozesse?" wird auch von anderen Krei­
sen gestellt. Nicht zuletzt verleiten einige Frei-

. sprüche, die zu einer weltweiten Protestbewe­
gung gegen die österreichische Justiz geführt 
haben, manche dazu, in einer Einheitsfront mit 
den Unbelehrbaren die Einstellung der noch 
schwebenden Verfahren für einen möglichen 
Ausweg zu halten, auf jeden Fall aber die an­
gebliche „Problematik" dieser Prozesse zur Dis­
kussion zu stellen. 

Typisch dafür ist ein Artikel, der unter der 
befremdenden Überschrift „ Wozu noch immer 
KZ-Prozesse?" in der Zeitschrift „Wiener Tage­
buch" erschien, die von ehemaligen Kommuni­
sten herausgegeben wird.* 

Der Verfasser plädiert zwar nicht direkt für 
die Einstellung dieser Prozesse, zitiert aber einen 
anonymen Funktionär einer nicht näher be­
zeichneten „Organisation der politisch und ras­
sisch Verfolgten des Naziregimes", der erklärt 
haben soll: 

„Unter den gegenwärtigen Verhältnissen in 
Österreich wäre es wahrscheinlich besser, über­
haupt keine Prozesse mehr zu führen." 

Und in dem gleichen Artikel wird die junge 
Generation als Kronzeuge für die angebliche 
Notwendigkeit des „Schlußstrichs" präsentiert, 
allevdilngs ohne eine Jugendovganis,ation zu nen­
nen, die diesen Standpunkt vertritt: 

„Aus der Sicht vieler politisch engagierter junger 
Menschen sind die KZ-Prozesse deshalb oft nur 
mehr ein anachronistisches Überbleibsel, das 
noch dazu manchmal vergessen läßt, daß es ver­
schiedene Spielarten des Faschismus gibt und 

• Hubert Friesenbichler: ,,Wozu noch immer KZ-Prozesse?" 
„Wiener Tagebuch", Nr. 6, Juni 1972 
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daß die deutsche Variante der Jahre 1933 bis 1945 
eines Tages durch andere autoritäre Herrschafts­
formen ersetzt werden könnte, deren Gefährlich­
keit nicht kleiner wird, wenn sie statt im Namen 
eines nationalen Sozialismus im Namen der 
Demokratie agieren. 
KZ-Prozesse erscheinen somit oft als eine Art 
Don-Quichotterie, mit denen eine Fiktion be­
kämpft wird." 

Es ist nicht schwer, diese Argumentation zu 
widerlegen: In der Bundesrepublik Deutschland 
haben Lehrer mit ihren Schulklassen an KZ­
Prozessen teilgenommen. Es hat sich gezeigt, daß 
die jungen Menschen tief beeindruckt waren. 
Manche haben später gegen ihre Eltern den be­
rechtigten Vorwurf erhoben: ,,Warum habt ihr 
uns die Wahrheit über die grauenhaften Ver­
brechen in der NS-Zeit verschwiegen?" Viele 
verlangten einschlägige Literatur über dieses 
vom Elternhaus als Tabu betrachtete Thema 
und wollten vor allem wissen, warum die ältere 
Generation die Herrschaft der Nazimörder nicht 
verhindert habe. 

Ein Regime auf der Anklagebank 

Es hat weder in Deutschland noch in Öster­
reich einen Kriegsverbrecherprozeß gegeben, der 
nicht mit einem vernichtenden Schuldspruch 
für das Naziregime geendet hat - völlig unab­
hängig von den Urteilen gegen die angeklagten 
Personen selbst. Nehmen wir als Beispiel den 
Prozeß gegen Dej acco und Ertl, die Erbauer der 
Gaskammern und Krematorien in Auschwitz, 
die von einem Wiener Geschworenengericht frei­
gesprochen wurden: 

Alle Zeugen, auch jene, von denen die beiden 
Angeklagten entlastet wurden, haben vor Ge­
richt bestätigt, daß in Auschwitz vorsätzlich ge­
tötet wurde, daß es sich um ein typisches Ver­
nichtungslager, um industrialisierten Massen­
mord gehandelt hat. 

Viele Zeugenaussagen enthielten aufwüh­
lende Einzelheiten über die bestialischen Metho­
den der SS-Schergen, die es verdienen, in Ge­
richtsprotokollen festgehalten zu werden. Es ist 
das blutige Nazi-Regime, das auf der Anklage­
bank sitzt. Daher ist jeder Kriegsverbrecherpro­
zeß zeitgeschichtlicher Unterricht für Menschen, 
die die „Zeit ohne Gnade" nicht selbst erlebt 
haben und denen die Unbelehrbaren einzureden 
versuchen, es sei damals unter Hitler gar nicht 
so schli�m gewesen; es habe sich lediglich um 
einige „Ubergriffe" gehandelt. 

Der Standpunkt 
der sozialistischen Freiheitskämpfer 

Kein Freispruch in einem solchen Prozeß, 
und möge er noch so empörend sein, darf dazu 
verleiten, die Einstellung der Gerichtsverfahren 
gegen nazistische Kriegsverbrecher und Massen­
mörder auch nur in Erwägung zu ziehen. Gegen 
eine solche Lösung sprechen zeitgeschichtliche, 
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moralische, aber auch rechtsstaatliche Gründe. 
Auf die Suggestivfrage: ,,Wie lange noch 

Kriegsverbrecherprozesse?" gibt es daher nur 
eine einzige klare Antwort: 

Diese Prozesse haben so lange stattzufinden, 
solange es Personen gibt, die in dem begründe­
ten Verdacht stehen, an den Massenmorden und 
Menschenquälereien in der NS-Zeit mitgewirkt 
zu haben. Eine Verjährung ihrer Untaten darf 
in Übereinstimmung mit der Menschenrechts­
konvention nicht eintreten. 

Die Frage, wieso es in mehreren Kriegsver­
brecherprozessen zu empörenden und für Öster­
reich zutiefst beschämenden Freisprüchen kom­
men konnte, muß gründlich untersucht werden. 
Aber das Ergebnis dieser Untersuchung hat mit 
den noch bevorstehenden Gerichtsverfahren 
nicht das geringste zu tun. Fehlurteile von Ge­
schworenen, die übrigens auch in anderen Pro-.­
zessen vorkommen, können in einem Rechts­
staat doch keine Begründung da:für sein, Ver­
fahren gegen Personen einzustellen, die im Ver­
dacht stehen, Straftaten verübt zu haben. 

Die Taktik der Verteidigung 
bei Kriegsverbrecherprozessen 

Für die Freisprüche gibt es rechtliche und 
politische Erklärungen, die aber nicht mit einer 
Entschuldigung verwechselt werden dürfen. Zu­
nächst ist zu bedenken, daß in einem Prozeß, der 
sich mit Straftaten beschäftigt, die vor fast drei 
Jahrzehnten geschehen sind, die Position der 
Verteidigung wesentlich günstiger ist als die der 
Staatsanwaltschaft. 

Das gilt vor allem für die Zeugenaussagen. 
Von ehemaligen Häftlingen, heute vorwiegend 
alten, kranken und seelisch verwundeten Men­
schen, kann nicht erwartet werden, daß sie sich 
nach so langer Zeit an alle Einzelheiten des 
Lagergeschehens erinnern. Der Zeuge hat sich in 

Gespräch mit dem Zeugen. Wie ist einem Menschen zumute, 
wenn er Jahrzehnte nach einem Mord, dem er in tiefster 
Demütigung hilflos zusehen mußte, dem Mörder wieder be­
gegnet? Kann er sich da überhaupt noch erinnern? Er kann 
es! Er kann es um so mehr, als er es nie aus seinem Gedächt­
nis löschen konnte. Dr. Rudolf Vrba ist es, den der Staats­
anwalt als Tatzeugen führt. 

Dr. Vrba sieht genauso aus, wie man sich einen Universi­
tätsprofessor nicht vorstellt. Als er in einem Wiener Ring­
straßencafe, etwas fremdartig gekleidet, saß, fragte ihn ein 
Wiener, woher er eigentlich komme. Und als er hörte, ,,aus 
Kanada", da erkundigte er sich fast schüchtern: ,,Und sind 
Sie wirklich ein echter Indianer?" 

Er ist es nicht. Er ist in der Slowakei geboren und kam als 
Jugendlicher nach Auschwitz. Als einem der ganz wenigen 
gelang ihm die Flucht durch die Todessperren. Auf die Frage 
„Wie?" antwortete er: ,,Nach langem Beobachten und mit viel 
Glück, ohne Gewalt, sondern mit Verstand." Er schließt sich 
dem slowakischen Aufstand an und kämpft bis zuletzt. Sehr 
jung, wird er Professor für "Marxismus-Leninismus" in der 

Tschechoslowakei, bis ihm der Slansky-Prozeß die Augen 
öffnet. Er reist legal aus und baut sich zuerst in England und 
später in Vancouver eine neue glänzende Existenz als Bio­
loge auf. 

Wie kann man nach so vielen Jahren einen Mann wieder 
eindeutig erkennen? wollen wir wissen. Dr. Vrba erzählt, daß 
er wiederholt den Angeklagten Graf auf Anhieb unter Hunder­
ten von Bildern wiedererkannt habe. Und er setzt fort: ,,Er 
sieht heute noch genauso aus; er hat sich nicht verändert seit 
damals, als er mordete." Wir wollen wissen, wie viele Men­
schen der Angeklagte auf dem Gewissen habe. ,,Man weiß es 
nicht genau, aber es sind sehr viele", ist die Antwort. Und 
dann erzählt uns der Zeuge, wie er bei einem Mord aus 
nächster Nähe zusehen mußte: 

Eine größere Gruppe von Häftlingen war angetreten, um 
die Rede des SS-Mannes Graf zu hören. Es ging darum, daß 
ein Häftling vor Übermüdung bei der Antwort eingeschlafen 

vielen Fällen das Bild des SS-Mörders fest ein­
geprägt, aber längst vergessen, zu welchem 
Zeitpunkt und an welchem Ort die Morde und 
Mißhandlungen geschehen sind. Schließlich ge­
hörten Morde und Mißhandlungen zum Alltag 
des Lagerlebens; sie waren in einem KZ keine 
Sensation. 

Es fällt daher der Verteidigung leicht, die Be­
lastungszeugen in Widersprüche zu verwickeln 
und so ihre in normalen Strafverfahren routine­
mäßige Glaubwürdigkeit zu erschüttern, auch 
wenn sie die volle Wahrheit sagen und sich an 
das Wesentliche sogar sehr gut erinnern können. 
Und Protokolle oder Akten mit Datum, Tatzeit 
und Tatort konnte sich ja schließlich kein KZ­
Häftling anfertigen. Dazu kommt noch, daß die 
Taktik der Verteidigung in allen diesen Prozes­
sen darin besteht, das Unwesentliche in den Mit­
telpunkt des Verfahrens zu stellen. Ein Zeuge 
etwa, der einen SS-Mörder erkennt und die von 
diesem begangenen Morde präzise schildert, wird 
beispielsweise gefragt, welchen Dienstgrad der 
Angeklagte gehabt habe oder wie groß der Raum 
war, in dem die Liquidierungen vorgenommen 
wurden! 

Hinzu kommt, daß sich in vielen dieser Pro­
zesse unter den Zeugen, die von der Verteidi­
gung nominiert wurden, oft recht dunkle Gestal­
ten befinden: Kriminelle, ehemalige Häftlinge, 
die als „Kapos" an den Morden und Mißhandlun­
gen selbst mitbeteiligt warien. So hat ,im Prozeß 
Dejacco-Ertl, die Erbauer der Gaskammern und 
Krematorien von Auschwitz, ein ehemal1ger 
Häftling als „Zeuge" zugunsten der Angekla,gten 
ausgesagt, der wegen Mordes an Mithäftlingen 
selbst ei!Il!e lebenslängliche Haft verbüßt! 

Von einem anderen Zeugen, der ebenfalls die 
Angeklagten entlastete, sagten ehemalige Häft­
linge, die im Zuhörerraum der Verhandlung 
folgten: ,,Der war doch im Lager ein gefürchte­
ter Spitzel der politischen Abteilung." 

war. Graf traktierte ihn vor allen anderen mit Schlägen. So 
lange, bis der Häftling zusammenbrach und liegenblieb. Dann 
aber richtete er die Pistole auf den Unglücklichen, der sich 
mühsam erhob und seinen Mörder um Gnade anflehte. Er bat 
Graf, ihm zu verzeihen. Er würde sich mehr denn je anstren­
gen, aber er sei krank und geschwächt gewesen. Er habe Frau 
und Kinder. Er bittet umsonst. Graf schießt ihn mitten im 
Sprechen nieder. 

Alle haben es gesehen. Dr. Vrba erinnert sich ganz genau. 
Seine Zeugenaussage sitzt, und kein Kreuzverhör kann sie 
abschwächen und widerlegen. Der Angeklagte allerdings weiß 
von nichts. 

Da hält der Verteidiger dem kanadischen Professor dessen 
Buch über Auschwitz „Ich kann nicht vergeben" vor. Und 
entrüstet sich, daß dieser dort geschrieben habe, es habe ihm 
Genugtuung bereitet, auf die SS zu schießen. Dr. Vrba gibt 
die einzig richtige Antwort, als er sagt: ,,Ich habe auch dafür 
geschossen, daß Sie sich als Österreicher bezeichnen dürfen!" 

Der Staa_tsanwalt entschuldigt sich für die Entgleisung des 
Verteidigers. War es wirklich nur eine „Entgleisung"? 

Die Verteidigung versucht, die Glaubwürdigkeit des zeugen 
zu erschüttern. Wieso er sich nach so langem Zeitraum noch 
an die Details erinnern könne. Ob er auch Graf einwandfrei 
erkennen könne? Das sei doch kaum möglich, oder? 

Dr. Vrba kann mit dem Hinweis auf seine Persönlichkeit 
antworten: ,,Wenn man den Fluchtweg aus dem Vernichtungs­
lager durch Beobachtung feststellen könne, wieso soll man 
sich dann nicht an die genauen Umstände eines gemeinen Mor­
des erinnern können, den man aus nächster Nähe feststellen 
konnte? Und wenn man ein visuelles Gedächtnis habe, wie 
könne man dann das Gesicht eines Mörders vergessen? Und 
schließlich dürfte es auf der Hand liegen, daß ein Wissen­
schaftler, der einige hochangesehene Fachbücher geschrieben 
hat, auch Erinnerungsvermögen besitzt." Die Aussage ist un­
erschütterlich. 

Der SS-Mörder aber wird freigesprochen! 
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Wie weit am Zustandekommen solcher Zeu­
genaussagen die von ehemaligen SS-Leuten und 
Angehörigen des Sicherheitsdienstes gegründete 
Geheimorganisation „Die Spinne" beteiligt ist, 
die später sogar in eine legale Hilfsorganisation 
umgewandelt worden ist, müßte noch gesondert 
untersucht werden. Auf jeden Fall dürfte es enge 
Kontakte dieser SS-Kreise geben, die auch vie­
len Kriegsverbrechern und Massenmördern die 
Flucht nach Südamerika ermöglicht haben. Es 
dürfte auch kein Zufall sein, daß der als Zeuge 
im Wiener Auschwitz-Prozeß einvernommene 
slowakische Wissenschaftler Professor Dr. Ru­
dolf Vrba nach seiner Zeugenaussage im Vor­
raum des Schwurgerichtssaales tätlich angegrif­
fen wurde. Andere Formen der Einschüchterung, 
wie anonyme Briefe und Telephonanrufe, wer­
den auch gegen Publizisten angewendet, die 
nicht aiufhören, an dte grauenhaften Verbrechen 
der Nazis zu erinnern. 

„Befehlsnotstand" - die große Ausrede 

Nicht wenige der empörenden Freisprüche 
sind deshalb erfolgt, weil es der Verteidigung 
gelang, die Geschworenen davon zu überzeugen, 
daß die Angeklagten - auch wenn sie Verbre­
chen begangen haben - ,,auf Befehl" gehandelt 
haben und sich daher in einer Situation des Not­
stands befunden hätten. 

Abgesehen davon, daß viele Morde, Mißhand­
lungen und Demütigungen auch ohne jeden Be­
fehl - gewissermaßen als Fleißaufgabe - von 
den SS-Schergen begangen wurden, gab es Mög­
lichkeiten, sich verbrecherischen Befehlen zu 
entziehen. Eine dieser Möglichkeiten, von der in 
Einzelfällen SS-Leute auch Gebrauch machten, 
war die freiwillige Meldung an die Front, um 
der Mordmaschine der Vernichtungslager zu ent­
gehen. Aber viele haben die Morde der Front 
vorgezogen. 

In einer rechtswissenschaftlichen Studie 
wurde überzeugend nachgewiesen, welcher Miß­
brauch bei Kriegsverbrecherprozessen mit dem 
Terminus „Befehlsnotstand" getrieben wird, der 
dem österreichischen Strafrecht fremd ist. Ein 
typischer Fall sei hier zitiert. 

In einem Strafverfahren gegen den Angehö­
rigen der Lagerwache eines Konzentrations­
lagers, der überwiesen und geständig war, einen 
Häftling durch einen Kopfschuß ermordet zu 
haben, wobei er als Tatmotiv Haß angab, haben 
die Geschworenen dem Angeklagten Befehlsnot­
stand zugebilligt, was den Freispruch von der 
Anklage zur Folge hatte. 

Der Schwurgerichtshof hat diesen Wahr­
spruch zwar ausgesetzt, aber der Fall zeigt deut­
lich, daß falsche Vorstellungen vom Wesen des 
Befehlsnotstandes bestehen. 

Es ist gesagt worden, ,,Befehlsnotstand" ist 
dem österreichischen Strafrecht fremd; aber 
„unwiderstehlicher Zwang" kann als innerer 
Zwang und in zwei Erscheinungsformen des 
äußeren Zwanges auftreten: nämlich als Nöti­
gung durch die von einem Dritten ausgeübte 
Gewalt oder Drohung und als Notstand infolge 
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eines nicht durch einen Dritten, sondern auf an­
dere Weise drohenden Übels. 

Unklare Vorstellungen von diesem Schuld­
ausschließungsgrund und zum Teil auch unzu­
reichende Belehrungen der Geschworenen haben 
dazu geführt, daß auf Zubilligung des Befehls­
notstandes gestützte Freisprüche gefällt worden 
sind, welche in der Öffentlichkeit größtes Be­
fremden ausgelöst haben. Denn schon sprachlich 
ergibt sich aus dem Begriff „unwiderstehlicher 
Zwang", daß dem Täter etwas zugemutet wer­
den mußte, was er gar nicht wollte. Der Wille 
des Täters muß also dem erteilten Befehl entge­
genstehen. Der Befehlsempfänger, der die Ab­
sicht des Befehlenden teilt, kann sich nicht auf 
,,Befehlsnotstand" berufen. Aber auch der Täter, 
der den als verbrecherisch erkannten Befehl 
gleichgültig hinnimmt und ausführt - ,,das wil­
lenlose Werkzeug" -, kann nach dieser Be­
griffsbestimmung nicht in Befehlsnotstand han­
deln. Wenn solch ein „willenloses Werkzeug" 
dann doch den Mut zum inneren Widerstand 
aufbringt, entsteht aber eine ganz andere Si­
tuation. Regt sich nämlich in einem solchen Be­
fehlsempfänger der Widerstand, dann hört er 
auf, ein „willenloses Werkzeug" zu sein und 
wird eben derjenige, welchem nunmehr gegen 
seinen Willen etwas zugemutet wird. Hier wird 
dann zu prüfen sein, ob der auf ihn ausgeübte 
Zwang ein „unwiderstehlicher" war. 

Den freigesprochenen Kriegsverbrechern 
konnte in fast allen Fällen nachgewiesen wer­
den, daß sie Befehle ausgeführt haben, die sie 
heute selbst als verbrecherisch bezeichnen, dar­
über hinaus aber noch zusätzlich Verbrechen 
begingen, die nicht befohlen wurden. 

Das Klima spielt mit 

Auch Geschworene, die nicht Mitglieder der 
NSDAP waren und sich in einem Kriegsverbre­
cherprozeß subjektiv ehrlich um die Wahrheits­
findung bemühen, fällen ihre Entscheidung nicht 
im luftleeren Raum, sondern unter gewissen 
politisch-klimatischer). Einflüssen. Und diese 
scheinen uns, abgesehen von allen rechtlichen 
Problemen, für die Fehlurteile entscheidend zu 
sein. Für dieses Klima sind aber nicht nur die 
Geschworenen verantwortlich. 

Nehmen wir den Fall Gogl als Beispiel: Da 
wird dieser ehemalige Angehörige der SS-Wach­
mannschaft im Konzentrationslager Mauthau­
sen von den Zeugen schwer belastet. überein­
stimmend sagen die ehemaligen Häftlinge aus, 
daß der Angeklagte an Morden und grausamen 
Mißhandlungen maßgeblich beteiligt war, daß er 
im Lager als Schläger und Killer gefürchtet 
wurde. 

Dennoch wird Gogl von den Geschworenen, 
die 23 Fragen zu beantworten hatten, freige­
sprochen. Aber die Geschworenen - und das ge­
hört zur Frage des Klimas - hatten eben nicht 
nur 23 Fragen zu beantworten, sondern sie wuß­
ten auch, daß in Ottnang, der Heimatgemeinde 
Gogls, eine glänzend organisierte Unterschrif­
tenaktion für den Freispruch (!) des Angeklag-
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ten stattfand. Und sie konnten in Linzer Zei­
tungen lesen, wie ablehnend die Bevölkerung 
solchen Prozessen gegenüberstehe, wie sehr sie 
einen Freispruch von den Richtern des Volkes 
erwarte, ohne auf die durch die Zeugenaussage 
geschaffene Rechtslage auch nur im geringsten 
zu achten. 

Das Klima, in dem eine solche Unterschrif­
tenaktion überhaupt erst möglich wird, entsteht 
aus verschiedenen Faktoren, die hier nur ange­
deutet werden können: Da ist zunächst die Ver­
drängung der Nazifrage aus dem Bewußtsein 
der Öffentlichkeit zu nennen, zu der die in der 
NS-Zeit verübten Verbrechen gehören. Dabei 
spielen opportunistisch-taktische Erwägungen 
die entscheidende Rolle: Die „Ehemaligen", 
deren Stimmen bei Wahlen sehr begehrt sind, 
sollen nicht vergrämt werden. 

Hinzu kommt die seit Jahren beklagte, aber 
nicht geänderte Vernachlässigung des zeitge­
schichtlichen Unterrichts in den Schulen. Schü­
ler, die mit ihren Lehrern das Dokumentations­
archiv des österreichischen Widerstandes oder 
ehemalige Konzentrationslager besuchen, sind 
Ausnahmen, die lediglich die Regel bestätigen . 
Es wird also über die Zeit des großen Mordens 
nach wie vor geschwiegen! 

Des Teufels Veteranen 

Aber nicht alle schweigen: In den Kamerad­
schaftsbünden wird lautstark der Hitlerkrieg 
verherrlicht. Wer damals nicht für den „Führer", 
sondern· für die Freiheit Österreichs gekämpft 
hat, gilt als „Verräter". Stolz werden die Nazi­
orden rur Schau gestellt, ganz so, als ob ihre 
Träger einen Beitrag zur Befreiung unseres Lan­
des geleistet hätten. 

Unbeirrt halten die Teufelsveteranen, wie 
man, den Titel eines bekannten Theaterstücks 
variierend, diese Kameradschaftsbündler nen­
nen könnte, an der verlogenen Version fest, im 
Hitlerkrieg sei das „Vaterland" verteidigt wor­
den. Als ob Österreich damals nicht selbst ein 
Opfer der Naziannexion gewesen wäre! 

So konnte man vor einiger Zeit lesen, daß 
Herr Verbelen, der in Belgien wegen bestiali-

scher Kriegsverbrechen in Abwesenheit zum 
Tode verurteilte SS-Henker, in Österreich vor 
diesen „Veteranen des Teufels" Vorträge über 
den „Kampf der Flamen" an der Seite Hitler­
deutschlands gehalten hat. 

Auch das gehört zum Klima: Man versetze 
sich doch einmal in die Situation eines Geschwo­
renen, der über einen Naziverbrecher urteilen 
soll und der gleichzeitig erfährt, daß ein Verbe­
len in Österreich die Möglichkeit hat, jenes Re­
gime zu verherrlichen, in dessen Namen auch 
der Mann auf der Anklagebank gemordet oder 
gefoltert hat. Aber der Fall Verbelen, der gar 
kein Einzelbeispiel ist, macht uns doch auch 
einmal mehr darauf aufmerksam, was die Ein­
stellung der Gerichtsverfahren gegen nazistische 
Kriegsverbrecher und Massenmörder für alle 
Verbelens, die noch unter uns leben, bedeuten 
würde: neuen Auftrieb! Triumphierend würiden 
sie verkünden: Die Prozesse mußten eingestellt 
werden, weil die uns vorgeworfenen Greueltaten 
überhaupt keine Verbrechen waren. Die SS ist 
rehabilitiert - die KZler waren die Verbrecher, 
die hart angefaßt werden mußten; sie haben sich 
gegenseitig umgebracht! 

Es gibt da nur einen einz.iigen Ausweg: die 
Änderung des Klimas durch zeitgeschichtliche 
Aufklärung. Wenn nicht nur bei Kriegsverbre­
cherprozessen in den Gerichtssälen, sondern auch 
in den Schulen und in allen demokratischen Or­
ganisationen über die Nazibarbarei die Wahrheit 
gesagt und dokumentarisch belegt wird - dann 
ändert sich das Klima. Und diese Klimaänderung 
die nicht mit einer unzulässigen Beeinflussung 
der Gerichte verwechselt werden darf, wird 
Freisprüche wie im Fall Gogl verhüten, wird Un­
terschriftenaktionen für einen SS-Killer unmög­
lich machen. 

Zur Klimaänderung gehört auch die Herstel­
lung einer Beziehung zwischen diesen Prozessen 
und der Gegenwart. Wir leben in einer Welt, in 
der es wieder Kriege gibt. Die Erkenntnis, daß 
eine Uniform ihren Träger nicht berechtigt, 
Menschen einfach abzuschlachten, ist daher von 
brennender Aktualität. Auch deshalb sind 
Kriegsverbrecherprozesse notwendig. 

Indem wir nicht vergessen, 

bleiben wir geistig bereit; indem wir uns daran erinnern, 

was wir ertragen haben und was wir 

überwinden mußten, erfüllen wir die Aufgabe, 

mahnendes Gewissen zu sein. 
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Der braune Terror in Simmering 
Der Sturmangriff der Nationalsozialisten auf das Simmeringer Arbeiterheim am 16. Oktober 1932 

Doch nimmt das Spiel mal nicht den Lauf 
Der Polizeigewehre, 
Dann decken sie die Karten auf! 
Und als ob's längst so wäre 
Steht in der Drischützgasse 
Die Front der Bürgerklasse! 1 

Die erste große Auseinandersetzung zwischen der 
Simmeringer Arbeiterschaft und den Nationalsozia­
listen spielte sich am 16. Oktober 1932 ab. Gerade in 
Simmering konnten die Hitler-Faschisten nie richtig 
Fuß fassen. Als Beispiel diene das Wahlresultat der 
letzten freien Gemeinderatswahl vom 24. April 1932: 
Von den abgegebenen gültigen Stimmen entfielen auf 
die NSDAP 6,83 Prozent der Stimmen (Wien gesamt 
15,47 Prozent), die wenigsten von ganz Wien, obwohl 
Simmering mit 94,33 Prozent an der Spitze der Wahl­
beteiligung lag. 

Die Aufgliederung der 31.857 gültigen Stimmen nach 
Parteien zeigte folgendes Bild: 

Sozialdemokratische Partei 
Christlichsoziale Partei 
Kommunistische Partei 
Großdeutsche Volkspartei 
österreichische Volkspartei 
NSDAP 

21.619 Stimmen 
7.239 Stimmen 

422 Stimmen 
134 Stimmen 
123 Stimmen 

2.320 Stimmen 

Die stärkste Bastion der Nationalsozialisten war da­
mals der 4. Bezirk (26,13 Prozent). In fünf Bezirken 
(2., 3., 4., 8. und 18. Bezirk) waren sie stärker als die 
Christlichsozialen, in zwei weiteren Bezirken (5. und 
19. Bezirk) ihnen fast ebenbürtig2

• 

,,Hakenkreuz bedeutet in Simmering wenig, Sozial­
demokratie bedeutet in Simmering viel, also muß das 
Hakenkreuz diesem Bezirke an dem einen Tag unter 
Zuziehung aller anderen Wiener Hakenkreuzler seinen 
Stempel verleihen, muß einmal Simmering unter dem 
Zeichen des Hakenkreuzes stehen. Also eine Demon­
stration gegen die Sozialdemokratie3!" 

Mit diesen Worten nahm Karl Seitz in einer dra­
matischen Rede im österreichischen Nationalrat leiden­
schaftlich Stellung zu den Ereignissen in Simmering. 

Schon am 6. September 1932 veranstalteten die 
Nationalsozialisten einen „Demonstrationszug" durch 
Simmering. Die Musik, bestehend aus 16 Mann, beglei­
teten 35 wohlgezählte Nazis, und davon waren einige 
aus anderen Bezirken4 • 

Durch diese Schlappe aufgewühlt, gingen die Nazis 
am 16. Oktober 1932 aufs Ganze. Der erste Bezirks­
parteitag der NSDAP Simmering stand auf dem Pro­
gramm. Zwei Aufrufe der Nationalsozialisten zeigten 
deutlich die Angriffsabsicht, die beabsichtigte plan­
mäßige Invasion in Arbeiterviertel. 

,,In Simmering wird nicht eine ,Handvoll' Nazimit­
glieder erscheinen, sondern die wackeren Kämpfer 
unserer Bewegung aus allen Teilen Wiens müssen 
heute nach Simmering kommen, um jene hart rin­
gende Bezirksgruppe zu unterstützen und um dem 
marxistischen Mordgesindel die Lust an feigen Über­
fällen ein für allemal zu nehmen." 

Im Vereinsanzeiger der „DÖTZ" (,,Deutschösterrei­
chische Tages-Zeitung", Organ der österreichischen 
Nationalsozialisten) hieß es: 

„Bezirksgruppe Simmering. Achtung. Sonntag, den 
16. d., freihalten! Die Bezirksgruppe 11 veranstaltet
Sonntag, den 16. d., ihren ersten Bezirkstag. Programm:
9 Uhr Umzug mit SA- und SS-Musik vom Brauhaus
über Hauptstraße, Rinnböckstraße, Hau:ffgasse, Lory­
straße, Braunhubergasse, Hauptstraße bis Schleife 73,
zurück zum Brauhaus; 10.30 Uhr Versammlung in den
Brauhaussälen, 11. Bezirk, Simmeringer Hauptstraße
Nr. 99, mit Landesinspektor Habicht und Gauleiter
Frauenfeld. Deutsche Wiener, helft mit, auch hier den
roten Terror zu brechen5 !"

Am Samstag, dem 15. Oktober, waren der Sozial­
demokratischen Bezirksorganisation und dem Republi­
kanischen Schutzbund vertrauliche Mitteilungen zu­
gekommen, daß die Nazis anläßlich ihres Bezirkspartei-
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tages einen Überfall auf das Arbeiterheim und auf die 
Lokale des Schutzbundes planen. Gerade das Arbeiter­
heim war wiederholten Provokationen der Hitler­
Faschisten ausgesetzt. Hakenkreuze wurde geschmiert 
und Nazi-Agitationszettel an die Hauswand geklebt6

• 

Zur Sicherung des Arbeiterheimes war am 16. Ok­
tober die 1. Kompanie des Alarmbataillons Laurenz 
Widholz des Republikanischen Schutzbundes Sim­
mering eingesetzt7. Der Aufmarsch, der den Bezirks­
tag der Nazis einleiten sollte, wurde von den Arbeitern 
durch vereinzelte Störaktionen verhindert. Es kam zu 
gegenseitigen Steinwürfen, Schlägereien und Be­
schimpfungen. Plötzlich tauchte eine Gruppe Nazi vor 
dem Arbeiterheim auf. Zeuge W. Kaul, ein deutscher 
Staatsbürger, gab im Prozeß gegen die 16 Simmeringer 
Schutzbündler (!) ein anschauliches Bild über die An­

griffsabsichten der Nationalsozialisten. 
Er erzählte, daß er am 16. Oktober 1932 aus Neu­

gierde zu dem Zug der Nationalsozialisten gegangen 
war. Nach dem Umzug kam er zum Brauhaus zurück 
und stellte sich in die Nähe des Nazigauleiters Frauen­
feld. Auf einmal kam ein Auto, ein SA-Mann erstat­
tete Frauenfeld eine Meldung, und er hörte ihn ant­
worten: ,,So? Verwundete? Dann los!" Der neben 
Frauenfeld stehende SA-Führer kommandierte darauf: 
„SA und SS zum Sturm!" Die Gruppe von Nazis lief 
nun fort, der Zeuge hinter ihnen her. Er kam sogar vor 
den Nazis in der Drischützgasse an. Er war nun über­
zeugt, daß es zu einem Wirbel kommen müsse, denn 
ein bekannter nationalsozialistischer Kaufmann aus 
Simmering hatte ihm schon einige Tage vorher gesagt: 
„Ihr werdet was erleben! Wir werden euch zeigen, daß 
wir keine Parteipolitiker, sondern Fanatiker sind8." 

ObwQhl die Drischützgasse nicht auf dem offiziellen 
Aufmarschplan zu finden war, kam es dennoch zum

Sturm der Hitler-Faschisten auf das Simmeringer 
Arbeiterheim. Bei diesem Angriff wurde der Rayons­

Rayonsinspektor 
Genosse KarL TLasek 

inspektor Karl Tlasek, or­
ganisierter Sozialdemokrat 
und Mitglied der freigewerk­
schaftlichen Organisation 
der Sicherheitswachebeam­
ten, von einem National­
sozialisten erschossen. Ray­
onsinspektor Tlasek hatte 
mit drei anderen Wache­
beamten in der Drischütz­
gasse Dienst. Als die Nazi­
trupps in die Drischützgasse 
einbogen und gegen das Ar­
beiterheim hindrängten, ver­
suchte er mit seinen Kol­
legen dies war durch 
Augenzeugen einwandfrei er­
wiesen -, die Nazis vom 
Arbeiterheim abzudrängen. 

Er stellte sich, mit dem Rücken gegen das Arbeiter­
heim, den Nazis entgegen. Plötzlich griff er sich an die 
linke Wange, und im nächsten Moment stürzte er auch 
schon vornüber auf die Straße. Der tödliche Schuß kann 

1 „Simmering." Gedicht von Jura Soyfer über den Überfall 
der Nationalsozialisten auf das Simmeringer Arbeiterheim. 
Jura Soyfer, geboren am 8. Dezember 1912, einer der begabte­
sten Schriftsteller der jungen Generation, gestorben an 

Typhus (?) im KZ Buchenwald im Februar 1939. 
' Franz Patzer: ,,Der Wiener Gemeinderat 1918-1934." Ein 

Beitrag zur Geschichte der Stadt Wien und ihrer Volksver­
tretung. Wien: Verlag für Jugend und Volk, Cop. 1961, S. 178 ff. 

3 Anton Tesarek: Unser Seitz. Wien: Verlag Wiener Volks-
buchhandlung, Cop. 1949, S. 126. 

' Flugblatt der Bezirksorganisation Simmering der Sozial­
demokratischen Partei zu den Vorfällen am 16. Oktober 1932. 

' ,,Arbeiter-Zeitung", 18. Oktober 1932. Siehe auch Charles 
Gulick: ,,Österreich von Habsburg zu Hitler", 3. Band, S. 292 ff; 

Herbert Exenberger: ,,Simmering im Kampf um die Freiheit", 
in: ,,Stadt Wien" Nr. 16, 19. April 1969, S. 11 ff. 

' ,,Arbeiter-Zeitung", 17. Oktober 1932, S. 2. 
1 Bericht für das Jahr 1932. sozialdemokratische Bezirksorga­

nisation Simmering. Jahresbericht SPÖ Simmering 1971. 
8 „Arbeiter-Zeitung", 19. März 1933, S. 9. 

• 

t 



• 

Preis 10 Groschen. Preis 10 Groschen. 

1Juiil ia 
Q?la&clunlluf: 

aa 113.odjientagua 

20 Olrofd)en 
an ®qnn• U:. ffeiettagen 

30 Olrof d)en 

llq111191Jreil 
tlh'lle!lwnl4uee: 
..... ,11 ••••• 81-

lit Das "'11laall: 
l)futf\1>1Gflb , •• Rll l•­
S:fdjtdjOfl, Jl!lHlal\fK� 25'-

. ::�'o'i1a�i,; : : ·i,:: .;: 
llllf fonftia;tn lmn mruiio• 
brttlnangeb?lrrnbca1!41t.bft 

iiifttn. edttDI•• T•-

Extra-Ausgabe 

5!lrb riter = ·. rituno 
.3entra(organ öer 603ia(öemofratie �eutf c{)öf tmei� 

CZrfcf)elnt tögllcfJ um 6 Uf)r morgm,, '1tontag um t Uf)r m� 

e111�tft1euaag 
!Un111111taag 

ltrllderel a. !lerfau: 
w.1e1111n1nma�ut J1

!ldeplJon:
B H-5-10 Serie

Ullriaige 
lla:1daena.11ao1Jaa 
.,91190ftllll"

llnnonetti•, (Rdlame,,·
u. l!lulagl•<ll•f•llfdJ•fl
._ edl•l .. �••b• 11 Sd. R 23-�70 lltt '11 ad • 20-1-10 "' •u .. 
e,, •• �l,ebt•111nlt1f · tä, cmtea: 
i"au�::.\".:::l�Lui�N: IR••atlldl .•.•. 8 a-

9lt. 287 !illien, 6onntag, 16. Oftober rni.J2 

!;luti1er '1.iaiiiltetJall in 
eien•erine 

Steine unb · Scbüff t. gegen tat f 03ial6cmorratif cbe llodtibeim� - <!in Bod,monn 
jO n ben anftütmenben ma3i erf ct,off en. - Sn,et Dta3i, ein un•ettiltetec getötet. 

eonntaa toemittaa fonb In Slinmcrina ein �e3icfoum1u11 kt ,mt ftt1tt. 1'ie S�Jl�lhm,?calcn l!attcn il!n t1öRla1unl!eacr,tct ·
gelaff cn. �in zeu1111 911'131 ml'lrid!icrtc l!etul'lttnet in bie 1' r i f er, ü II a l'I f f  c, tuo fidJ bao f oaiolbcmofrotifd!e !1,loeteU,elm l!cfinbet. 1'ii 
1'cif cf)ü1luoff c 1ft eine rleinc, iliße Scilcnoor;e. 

nur von den Nazis abgegeben worden sein. Erst nach­
dem Tlasek gefallen war, ging die Schießerei los. Vor­
her ist kein Schuß aus dem Arbeiterheim gefallen; das 
stellten alle Augenzeugen übereinstimmend fest9

• 

Unter der Überschrift „Ein Nazi hat den Oberwach­
mann Tlasek in Simmering erschossen" berichtete die 
„Arbeiter-Zeitung" am 16. Mai 1933, daß der 20jährige 
Fleischselcher und Nazi Leopold M. verhaftet wurde. 

Wie aus der Anklageschrift hervorgeht, soll er nach 
dem Zusammenstoß niedergeschlagen nach Hause ge­
kommen sein und seiner Mutter gestanden haben, daß 
er einen Schuß auf den Wachmann abgegeben habe, 
worauf dieser zusammengebrochen sei. Die Mutter, \iie 
niemals mit der „politischen" Tätigkeit ihres Sohnes 
einverstanden war, veranlaßte den Sohn daraufhin, aus 
der Nazipartei auszutreten. Er folgte, meldete sich aber 
nach einiger Zeit wieder an und nahm seither an allen 
Aktionen der Hakenkreuzler tei110• 

Auch zwei SA-Männer aus anderen Bezirken Wiens, 
die an dem Überfall auf das Simmeringer Arbeiterheim 
teilgenommen hatten, und eine durch ein Polizei­
geschoß getroffene Frau fanden den Tod. 

Bitter beklagte sich die Sozialdemokratische Partei 
in ihrem Aufruf über die schwere Schuld der leitenden 
Organe der Polizei. 

„Sie haben neuerlich völligen Mangel an Voraussicht 
bewiesen. Obwohl schon die Erfahrungen des ,Gau­
parteitages' der Hakenkreuzler bewiesen hatten, daß 
die Nazi immer wieder zu den Heimen der Arbeiter­
schaft vorzudringen :versuchen und dadurch blutige 
Zusammenstöße provozieren, hat die Polizei die Dri­
schützgasse, in der sich das Heim der Simmeringer 
Arbeiter befindet, nicht abgeriegelt ... Ein solches Vor­
gehen beamteter Organe bei einer Amtshandlung kann 
in keinem zivilisierten Staate geduldet werden11.'' 

Nach dem blutigen Ereignis kam es zu einem 
skandalösen Vorgehen der Polizeiorgane bei der Haus­
durchsuchung im Arbeiterheim. Schutzbündler wurden 
bei dieser „Amtshandlung" in unmenschlicher Weise 
geschlagen, der Bezirksrat und Sekretär der Sozial-

demokratischen Partei, Georg Medwed, wurde durch 
einen Säbelhieb der Polizei am Kopf verletzt. Über 
Mißhandlungen durch die Polizei berichtete zum Bei­
spiel Karl Fajfrzik folgendes: ,,Ich war überhaupt 
nicht vernehmungsfähig. Zweihundert bis zweihundert­
fünfzig Gummiknüttelhiebe habe ich bekommen, Fuß­
tritte hat man mir gegeben, mich mit dem Kopf an die 
Mauer geschlagen, man hat mir gesagt, ich müsse wis­
sen, wo das Maschinengewehr sei. Ich habe immer wie­
der gesagt, daß wir keine Maschinengewehre haben12.'' 

Die Polizei zerstörte in vandalischer Weise das 
Mobiliar des Arbeiterheimes. Bilder wurden von der 
Wand gerissen, Büsten zertrümmert, Uhren mit Füßen 
zertreten, Gasöfen umgeworfen. Aufreizend wirkte es, 
daß wohl ein Redakteur des Naziblattes „DÖTZ"* an 
der Hausdurchsuchung teilgenommen und mitgewirkt 
hatte, während ein Redakteur der „Arbeiter-Zeitung" 
noch am Nachmittag brutal vom Arbeiterheim weg­
gestoßen wurde und anderen Reportern sogar der Zu­
tritt in die Drischützgasse verwehrt wurde13• 

Fast 100 sozialdemokratische und. kommunistische 
Arbeiter aus Simmering wurden in den folgenden 
Tagen von der Polizei angehalten14• Im März 1933 
wurde die Schwurgerichtsverhandlung gegen 16 Sim­
meringer Schutzbündler, Emil Fajfrzik, Leopold Freisl, 
Jaro_slaw. Novak, Josef Rauer,,.Anton Umgeher, Karl 
Czerhy, Josef 'D,ill, Franz Drechsler, Karl, Drnek, Josef 
Gallina, Otto Karl, Stefan Pokorny, Josef .Quasnitzka,. 
Josef Weinreder, Johann Witek und Karl Fajfrzik, er�­
öffnet. Den Vorsitz führte Oberlandesgericlitsrat Doktor· 
Osio. Die Anklage vertrat Staatsanwalt Dr:> Nahrhaft .. 
Verteidiger waren Dr. Eisler, Dr. Maurer, ,Dr. Gruder: 

0 „Arbeiter-Zeitung", 18. Oktober 1932. 
" ,,Arbeiter-Zeitung", 16. Mai 1933, S. 4. 
11 „Arbeiter-Zeitung", 17. Oktober 1932. 
12 „Arbeiter-Zeitung", 16. März 1933, s. 6. 
" ,,Arbeiter-Zeitung", 20 .. Oktober 1932. 
" Gerhard Botz: Beiträge zur Geschichte der politischen Ge­

walttaten in Österreich von 1918 bis 1933. Diss., Wien 1966. 
• ,,Deutschösterreichische Ta�_es-Zeitung." 
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und Dr. Richter. Als Vertreter der Familie des ge­
töteten Nazis Josef Stalle war der enge Mitkämpfer von 
Gauleiter Frauenfeld, Dr. Georg Ettinghausen, an­
wesend. In der Anklageschrift wurde die Meinung ver­
treten, daß die Nazis, ohne Waffen, laut Aussage der 
Kronzeugin der Staatsanwaltschaft, nur vor den Arbei­
tern geflüchtet sind, hingegen die Schutzbündler „aus 
Bosheit Handlungen unternommen haben, durch die 
eine Gefahr für das Leben, die Gesundheit und kör­
perliche Sicherheit von Menschen herbeigeführt 
wurde15 ". Widersprechende Zeugenaussagen, Auf­
marsch von Nazizeugen in Uniform und ein Gutachten 
des Schießsachverständigen Pummerer, der erklärte, 
,,daß aus dem Parteiheim nach den vorgefundenen Spu­
ren mindestens dreiundfünfzig Schüsse abgegeben wor­
den sein müssen, auf das Parteiheim selbst wurden 
mindestens dreiundzwanzig Schüsse abgegeben, und 
zwar aus der Richtung vom Enkplatz her; nur ein 
Schuß wurde gegenüber dem Parteiheim aus einer 
Waffe abgegeben, die dann später auf der Wiesenfläche 
des Schulgartens gefunden wurde16", kennzeichneten 
den Prozeß. Am 21. März 1933 meldete eine Extraaus­
gabe der „Arbeiter-Zeitung": ,,Freispruch im Sim­
meringer Prozeß!" Der Obmann der Geschworenen ver­
kündete folgenden Wahrspruch: 

„Sämtliche Fragen, lautend auf Verbrechen der 
öffentlichen Gewalttätigkeit, begangen unter besonders 
gefährlichen Umständen, auf Vergehen gegen die 
Sicherheit des Lebens und Übertretung des Waffen­
patents, wurden für die sechzehn Angeklagten mit drei 
gegen neun Stimmen verneint17." 

Der Nichtigkeitsbeschwerde der Staatsanwaltschaft 
wurde vom Obersten Gerichtshof teilweise statt­
gegeben. Bei der Wiederaufnahme des Verfahrens 
wurde mit einer geänderten Anklage der Prozeß neu 
aufgerollt. Der Gerichtshof erkannte die angeklagten 
Schutzbündler des Verbrechens der Tötung in einer 
Schlägerei nach § 143 StG schuldig und verurteilte Emil 
Fajfrzik, Jaroslaw Novak und Josef Rauer zu je neun 
Monaten, Leopold Freisl und Anton Umgeher zu je 
sieben Monaten schweren Kerker. Sämtlichen An­
geklagten wurde die „Untersuchungshaft" vom 16. Ok­
tober 1932 bis 24. Juli 1933 eingerechnet, so daß alle 
Straftaten verbüßt sind18• 

Nicht einmal vor der Witwe des ermordeten 
Rayonsinspektors Karl Tlasek machten die Hitler­
Faschisten halt mit ihrem Haß gegen die Sozialdemo­
kratie. Als sie vom Begräbnis heimkehrte, fand sie fol­
genden Brief vor: 

,,Werte Genossin! 

Man empfindet es geradezu als eine Entweihung des 
Gottesackers, daß Ihr Mann als Obergenosse dort zur 
ewigen Ruhe bestattet wurde. Nach den ganzen Um­
ständen wäre der richtige Ort seines Ausruhens nach 
seiner anstrengenden Tätigkeit als Führer der roten 
Mörderbande die Senkgrube gewesen. Kein Funken von 
Mitgefühl gegenüber Ihrem von den roten Mörder­
banden niedergeschossenen Mann. Diese Tat war offen­
bar der Dank für seine treue Zugehörigkeit zu diesen 
roten Banditen. Genossin Tlasek, es ergeht an Sie der 
Appell, mit Ihrem weitverzweigten Verwandtenanhang 
auch weiterhin der roten Mörderbande anzugehören. 
Freiheit." 

Wir wollen nicht versäumen, hier den Kommentar 
wiederzugeben, den die „Arbeiter-Zeitung" zu diesem 
schamlosen Schurkenbrief schrieb: 

„Den Hakenkreuzler, der diesen Brief geschrieben 
hat, einen ,Untermenschen' zu nennen, wäre geradezu 
eine Liebenswürdigkeit; dieses Nazi-Stinktier bleibe in 
der Senkgrube seiner Gesinnung. Die unsägliche Ge­
meinheit dieser Leichenschändung ist jenseits alles 
Menschlichen; die Nazibestie hat sich selbst über­
boten19." 

Zur gleichen Zeit, als die Hitler-Faschisten den 
Überfall auf das Simmeringer Arbeiterheim durchfüh­
ren wollten, kam es zu Kämpfen zwischen National­
sozialisten und Heimwehr in der Inneren Stadt. SA­
Trupps führten ebenfalls am 16. Oktober 1932 Schläge­
reien mit Nazigegnern auf dem Schafberg durch, und 
am selben Tag wurde der „Anschlußturm" in Linz 
unter den Rufen der Hakenkreuzler: ,,Ein Volk, ein 
Reich, ein Führer!" eingeweiht20• 

Die Schüsse von Simmering kamen in einem für die 
Regierung sehr geeigneten Moment. Die legale Re­
aktion konnte sich nun die Provokationen der Illegalen 
zunutze machen. Dollfuß tat jenen ersten Schritt, von 
dem es für ihn bis zu seinem Ende kein Zurück mehr 
gab: Am Tag nach den Simmeringer Vorfällen be-

15 Anklageschrift in der Strafsache gegen Emil Fajfrzik 
(Vr 6552/32-277), s. 235 ff., in: Botz, Gerhard: Beiträge ••• , Bei­
lage LV. 

" Berichte über den Prozeß. Siehe „Arbeiter-Zeitung" vom 
15. März, 16. März, 17. März, 18. März, 19. März, 21. März und 
22. März 1933. 

" ,,Arbeiter-Zeitung", 22. März 1933, S. 7. 
18 über den zweiten Simmeringer Schutzbundprozeß siehe 

,,Arbeiter-Zeitung" vom 5. und 6. Dezember 1933. 
19 „Arbeiter-Zeitung", 22. Oktober 1932. 
" Hans Bleyer-Härtl: Ringen um Reich und Recht. Zwei 

Jahrzehnte politischer Anwalt in Österreich. Berlin: Tra­
ditions-Verlag Kolk & Co., Cop. 1939, S. 113 f. - ,,Völkischer 
Beobachter", Wiener Ausgabe, 17. Oktober 1938, S. 2. 
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stellte er den Major Fey zum Staatssekretär für Sicher­
heitswesen21. 

40 Jahre sind seit dem blutigen Überfall auf das 
Simmeringer Arbeiterheim vergangen. Tausende Opfer 
beklagte die Arbeiterklasse im Kampf gegen den 
Faschismus: Genosse Karl Tlasek war eines von ihnen. 
Dieser Sturmangriff war eines der alarmierenden An­
zeichen des aufkommenden Faschismus. Brutalität und 

.;zerror waren tägliche Begleiterscheinungen. Heute,
-�,ach der blutigen „Zeit ohne Gnade", müssen wir dar­

aus den einen Schluß ziehen: Faschistischen Ideen und 
Organisationen schon im Anfangsstadium sofort ener­
gisch entgegenzutreten. Rechtzeitig den Anfängen weh­
ren! Nur so werden wir dem Mahnruf der Widerstands­
kämpfer und der ungezählten Opfer gerecht: ,,Niemals 
vergessen!" 

Aus der „Arbeiter-Zeitung" vom 23. Oktober 1932. 

21 Jacques Hannak: .,Im Sturm der Jahrhunderte." Volks­
tümliche Geschichte der sozialistischen Partei Österreichs. 
Wien, Verlag der Wiener Volksbuchhandlung, 1952, S. 382. -
Heilmut Andics: ,.50 Jahre unseres Lebens." Österreichs 
Schicksal seit 1918. 1. bis 10. Tausend. Wien u. a., Molden, 
Cop. 1968, S 216. 

Am 13. April 1945 fand in Buchenwald eine Versammlung der demokra­
tischen Sozialisten statt, in der ein Manifest beschlossen wurde, welches 
wir auszugsweise wiedergeben. Der Entwurf des Manifestes stammt von 
Dr. Hermann Brill, Berlin, und wurde von einem Komitee, beraten, dem 
auch die Genossen Dr. Benedikt Kautzky und Karl Mantler angehörten. 

Für Freiheit, 
Frieden, 
Sozialismus! 
Manifest der demokratischen Sozialisten des ehemaligen Konzentra­
tionslagers Buchenwald. 

Im Augenblick ihrer Befreiung aus der bestialischen Gefangenschaft 
der nazistischen Diktatur empfinden es die im ehemaligen Konzen­
trationslager Buchenwald versammelten Vertreter der demokratischen 
Sozialisten aus Deutschland und Österreich als ihre Pflicht, in Anwe­
senheit der legitimierten Vertreter und Beauftragten der französi­
schen, belgischen, niederländischen, tschechischen und polnischen 
Sozialisten sowie der deutschen Sozialdemokratischen Arbeiterpartei 
in der tschechoslowakischen Republik, folgendes zu erklären: 

Wir haben Gefängnis, Zuchthaus und Konzentrationslager ertragen, 
weil wir glaubten, auch unter der Diktatur für die Gedanken und Ziele 
des Sozialismus, für die Erhaltung des Friedens arbeiten zu müssen . 
In Zuchthaus und Konzentrationslager setzten wir trotz täglicher 
Bedrohung mit einem elenden Tode unsere konspirative Tätigkeit 
fort. Durch diesen Kampf ist es uns vergönnt gewesen, menschliche, 
moralische und geistige Erfahrungen zu sammeln, wie sie in norma­
len Lebensformen unmöglich sind. 

VERNICHTUNG DES FASCHISMUS 

Solange Faschismus und Militarismus in Deutschland nicht restlos 
vernichtet sind, wird es keine Ruhe und keinen Frieden bei uns und 
in der Welt geben. 
Unsere ersten Anstrengungen müssen darauf gerichtet sein, alle 
gesellschaftlichen Erscheinungen dieser blutigen Unterdrückung des 
Lebens für immer zu beseitigen. 
Die bürgerlichen Freiheiten der Person, des Glaubens, des Denkens, 
der Rede und der Schrift, die Freizügigkeit des Koalitionsrechtes, 
sind sofort wieder herzustellen. 

BEFREIUNG DER ARBEIT 

Der Achtstundentag ist sofort wieder einzuführen und eine weitere 
Verkürzung der Arbeitszeit vorzubereiten. 
Das Diktat der angeblichen „Treuhänder der Arbeit" ist abzuschaffen, 
die freie tarifvertragliche Regelung der Lohn- und Arbeitsverhältnisse 
wieder herzustellen. 
Schlichtung von Arbeitsstreitigkeiten und die Arbeitsgerichtsbarkeit 
haben Gesetz und Recht im Arbeitsleben zu gewährleisten. 

FRIEDE UND RECHT 

Wir bekennen uns vor der Welt aus tiefster ehrlicher Überzeugung zu 
der schuldrechtlichen Verpflichtung der Wiedergutmachung der Schä­
den, die das deutsche Volk durch den Hitlerismus angerichtet hat. 
Die deutsche Jugend wird verstehen, daß es vernünftiger ist, für 
den Frieden Opfer zu bringen, als im Kriege bei noch größeren 
Opfern das Leben zu verlieren. Wir wollen nie wieder Krieg, wir 
wünschen, baldigst in die Weltorganisation des Friedens und der 
Sicherheit aufgenommen zu werden. 
So wollen wir ein europäisches Gesamtbewußtsein schaffen, das 
allein den Frieden der Völker tragen kann. 

NEUE HUMANITÄT 

Dazu brauchen wir einen neuen Geist. Neue Universitäten, aus den 
we'rtvollen Kräften der Emigration und der Intelligenz im lande 
gebildet, sollen uns neue Lehrer schaffen. 

Es lebe das Bündnis aller antifaschistischen Kräfte Deutschlands! 
Es lebe ein freies, friedliches, sozialistisches Deutschland! 
Es lebe der revolutionäre, demokratische Sozialismus! 
Es lebe die Internationale der Sozialisten der ganzen Welt! 

Buchenwald 13. April 1945 

Das Manifest haben unter den demokratischen deutschen und ausländische•n 
Sozialisten, die im Konzentrationslager Buchenwald . eingesessen sind, die 
österreichischen demokratischen Sozialisten unterfertigt: August Bergmann, 
Leopold Brünnler, Josef Cmejrek, Edi Goldmann, Fritz Pollak. 



Dreißig Jahre nachher 
Wiedergutmachung an den Opfern des Nationalsozialismus 

Die Arbeitsgemeinschaft der KZ-Verbände und 
Widerstandskämpfer Österreichs und jede der in ihr 
zusammengeschlossenen Organisationen führen seit 
Jahren einen Kampf, um neben einer Verbe�serung der 
Fürsorge für die Opfer endlich eine Entschädigung für 
die durch die politische Verfolgung entstandenen 
mannigfachen materiellen Schäden zu erreichen. Alle 
Vorschläge, eine nennenswerte Entschädigung zu er­
langen, stießen bisher bei den verschiedenen Regierun­
gen in Österreich jedoch auf taube Ohren. Die Gesamt­
entschädigung für entgangenen Lohn, Gehalt oder Ein­
kommen aus selbständiger Arbeit betrug bisher pau­
schal 10.000 S, gleichgültig, ob der Schaden fünf, sechs 
oder sieben Jahre dauerte. Er mußte nur mindestens 
dreieinhalb Jahre bestanden und mindestens die Hälfte 
des Einkommens betragen haben. Das heißt, die Ent­
schädigung war im Maximum 238 S pro Monat, in 
manchen Fällen (wenn der Schaden nur eineinhalb 
Jahre dauerte oder die Minderung nur 49 Prozent be­
trug) überhaupt Null. 

Die Entschädigung für die Haft ist kein Ersatz für 
die vielfältigen anderen Schäden, die durch die poli­
tische Verfolgung aus weltanschaulichen, aus politi­
schen oder sogenannten rassischen Gründen entstanden. 

Seit Jahren gibt es nun beim Finanzministerium 
einen Ausschuß zur „Erarbeitung eines Gesamtkonzepts 
für noch offene Entschädigungsfragen". Bei dieser 
Kommission hat die Arbeitsgemeinschaft die Forde­
rungen der politisch Verfolgten neu formuliert über­
reicht. Dies war notwendig, weil im Zusammenhang mit 
dem Kreuznacher Abkommen mit der Bundesrepublik 
Deutschland aus juristischen Gründen auch auf Forde­
rungen anderer Gruppen Bedacht genommen werden 
mußte. 

Einmalige Entschädigung 

Die Forderung der Arbeitsgemeinschaft wurde wie 
folgt formuliert: 

Sieben Jahre dauerte die Verfolgung durch das 
politische System des Nationalsozialismus. Das be­
deutet, daß ein Fünftel der Lebensverdienstsumme für 
die Verfolgten verlorengegangen ist. Für jene, die nicht 
die ganze Zeit über verfolgt waren, würde dann der 
aliquote Anteil zur Auszahlung kommen. Die Forde­
rung nach Wiedergutmachung beträgt nunmehr rund 
die Hälfte einer heutigen Mindestpension oder, wie es 
heißt, der Ausgleichszulage eines Richtsatzes. Diese 
Mindestpension beträgt rund 1600 S pro Monat. Die 
Forderung lautet daher auf 800 S, und zwar als eine 
einmalige Entschädigung für jeden Monat der entgan­
genen Lebensverdienstsumme. Für die gesamten sie­
ben Jahre beträgt die Pauschalforderung 68.000 S. 

In dieser Frage muß auch das Einvernehmen mit 
der deutschen Bundesregierung gesucht werden, da die­
ser Schaden noch nicht abgegolten worden ist. 

Ein politischer Anspruch 

Wenn derzeit im Finanzministerium von Härtefällen 
gesprochen wird, so ist dies eine Angelegenheit der 
Opferfürsorge, die sich neben Rentenzahlungen durch 
einmalige Leistungen dieses Personenkreises annimmt 
beziehungsweise noch in größerem Maße annehmen 
sollte. Über diese Fragen finden laufend Verhandlun­
gen mit dem Sozialministerium, auch über die Opfer­
fürsorgekommission, statt. 

Die Wiedergutmachung an den Opfern der Verfol­
gung durch das Hitler-Regime ist keine Fürsorge­
angelegenheit für mehr oder weniger Minderbemittelte, 
sondern ein politischer Anspruch. 

Verhandlungen mit Deutschland 

Im übrigen wurde bei einer Tagung von Verfolgten­
organisationen in Bonn vor einigen Wochen der deut­
schen Bundesregierung die Forderung nach einer völ-
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ligen Gleichstellung der Entschädigung für alle im Zeit­
punkt der Okkupation Österreichs die österreichische 
Staatsbürgerschaft besitzenden Personen mit den deut­
schen Staatsbürgern verlangt. Zweifellos wird in zwi­
schenstaatlichen Verhandlungen sich auch Österreich 
an diesen Entschädigungszahlungen beteiligen müssen. 

Wenn Ende September im Finanzministerium die 
Verhandlungen über die Entschädigungsfragen weiter­
geführt werden, muß mit aller Energie über die Art 
der Befriedigung der berechtigten Entschädigungs­
ansprüche der politisch Verfolgten des nationalsozia­
listischen Regimes verhandelt werden. 

Die Reihenfolge 

Die Reihenfolge der im Ausschuß im Finanzmini­
sterium genannten Gruppen muß so festgelegt werden, 
daß sie den historischen und politischen Notwendig­
keiten entspricht. 

An der Spitze stehen jene Opfer, die als Öster­
reicher Opfer gebracht haben und Opfer geworden 
sind, weil sie zur Wiedererlangung der Selbständigkeit 
Österreichs entscheidend beigetragen haben. Später 
können j·ene in Betracht gezogen werden, die ihr Eigen­
tum erst nach der Niederlage Hitlers verloren haben 
und meist auch erst später österreichische Staatsbürger 
geworden sind. 

Die Reihenfolge sollte für jede österreichische 
Regierung und auch für die Mehrheit der im National­
rat vertretenen Parteien selbstverständlich sein. Die 
Opfer der politischen Verfolgung durch den National­
sozialismus schufen die Grundlage für die Demokratie 
in Österreich und sind daher primär zu entschädigen. 

Der Bund sozialistischer Freiheitskämpfer und 
Opfer des Faschismus, das Kuratorium der ÖVP­
Kameradschaft der politisch Verfolgten und der Bun­
desverband österreichischer Widerstandskämpfer und 
Opfer des Faschismus (KZ-Verband), zusammen­
geschlossen in der Arbeitsgemeinschaft der KZ-Ver­
bände und Widerstandskämpfer Österreichs, verlangen, 
daß die bereits gemachten Versprechungen ehestens 
erfüllt werden. 

Unsere Jugend besucht Mauthausen 

Das antifaschistische Kontaktkomitee in unserem 
Bund veranstaltet am Sonntag, dem 22. Oktober 1972, 
eine Fahrt in das ehemalige Konzentrationslager Maut­
hausen. 

Die Abfahrt erfolgt um 7.30 Uhr vom Parteihaus, 
Wien 1, Löwelstraße 18. 

Wir bitten alle Genossinnen und Genossen, junge 
Sozialisten auf die Fahrt aufmerksam zu machen und 
sich insbesondere auch an unsere unterstützenden 
Mitglieder zu wenden. 

Anmeldungen sind an das antifaschistische Kon­
taktkomitee im Bund sozialistischer Freiheitskämpfer, 
Löwelstraße 18, 1014 Wien 1, zu richten. 

Das Mauthausen-Museum 

Die Gedenkstätte Mauthausen und das Museum 
Mauthausen sind zu folgenden Zeiten geöffnet: 

16. Jänner bis 30. April: täglich von 8 bis 17 Uhr 
1. Mai bis 30. September: täglich von 7.30 bis 
17.30 Uhr
1. Oktober bis 15. Dezember: täglich von 8 bis 
17 Uhr 

Das Museum Mauthausen ist auch an Sonntagen zu 
den gleichen Besuchszeiten allgemein zugänglich. 

• 
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Die Mehrheit nutzen 

Wir veröffentlichen heute einen Absatz aus einem 
Brief, den ein Genosse geschrieben hat, der sich auf 
den Leitartikel einer früheren Ausgabe unserer Zeitung 
bezieht, und stellen ihn zur Diskussion. 

Werte Genossen! 

. . .  Im Leitartikel der letzten Nummer unserer Zei­

tung habt Ihr geschrieben, daß es das große Ziel unserer 
Partei sein müsse, nach dem modernen Österreich ein 
sozialistisches Österreich zu schaffen. Dem kann jeder 
Sozialist nur zustimmen, und er wird auch seine ganze 
Kraft einsetzen, um mitzuhelfen, dieses Ziel zu er­
reichen. 

Nun lese ich aber in einer Wirtschaftszeitung, daß 
die Frage „Kommt jetzt ein sozialistisches Österreich?" 
nach einer genauen Analyse der Regierungserklärung 
mit einem klaren „Nein" beantwortet werden müsse. 

Ich stelle mir daher selbst die Frage, ob uns die 
Mehrheit, die uns die Wähler am 10. Oktober 1971 ge­
geben haben, nicht auch die Aufgabe stellt, für ein 
sozialistisches Österreich zu kämpfen. Das muß doch 
unser großes Ziel bleiben .. . 

Wir haben im Leitartikel doch zum Ausdruck ge­
bracht, daß nunmehr nach dem großen Erfolg der 

Wir bitten alle Genossen, die uns Briefe, Berichte oder 
Beiträge einsenden, welche für unsere Zeitung „Der sozia­
listische Kämpfer" bestimmt sind, solche Manuskripte mit 
einer Zeile Zwischenraum (zweizeilig) abzufassen und 
den Bogen Papier immer nur einseitig zu beschreiben. 

Sozialistischen Partei vom 10. Oktober 1971 das 
moderne Österreich geschaffen wird, und wir haben 
gesagt, daß wir genau dieses moderne Österreich als 
den ersten Schritt zu einem noch größeren Ziel be­
trachtet sehen wollen. 

Das hat auch Genosse Kreisky schon vor mehr als 
einem Jahr ausdrücklich betont, als er sagte, daß sich 
die Regierung (Kreisky I) nicht vorgenommen habe, 
den Sozialismus zu verwirklichen, denn dazu gäbe es 
keinen Wählerauftrag. Die Regierung wolle hingegen 
all das zu verwirklichen versuchen, was die SPÖ da­
mals vor den Wahlen als ihr Programm vorgelegt hat. 

Das gilt erst recht für die Regierungserklärung, 
die Genosse Kreisky jetzt im Parlament abgegeben hat. 
Denn die von ihm angekündigten Reformen bedeuten, 
daß sie den Menschen und seine heutigen Bedürfnisse 
in den Mittelpunkt rücken, so wie das im Parteipro­
gramm 1958 und in den umfassenden Programmen 
festgelegt ist, die schon vor der Wahl 1970 erarbeitet 
worden sind. Alle diese Programme sind vor dem 
10. Oktober 1971 den Wählern neuerlich vorgelegt wor­
den, als sie zu einer Entscheidung aufgerufen worden
waren.

Jetzt sind vier Jahre Zeit, um diese Programme zu 
verwirklichen. Es wird dann wieder Aufgabe der Wäh­
ler sein, nicht nur festzustellen, wie weit es gelungen 
ist, diese Ziele zu erreichen, sondern aber auch 
zu entscheiden, wie es nachher weitergehen soll. Der 
Parteitag 1972 hat dafür weitere Richtlinien beschlos­
sen. Dabei jetzt tatkräftig mitzuarbeiten, sind wir alle 
aufgerufen. 

Sportler im Widerstandsl<ampf 
Protest beim Organisationskomitee der XX. Olympiade München 1972 

Der Studienkreis zur Erforschung des deutschen 
Widerstandes hatte schon seit mehr als einem halben 
Jahr mit dem Organisationskomitee für die Spiele der 
XX. Olympiade München 72 wegen der Ausstellung
,,Antifaschistischer Widerstand 1933-1945" verhandelt,
die während der Olympischen Spiele in der Ausstel­
lungsbaracke des ehemaligen Konzentrationslagers
Dachau gezeigt werden sollte. Dabei war daran ge­
dacht, eine Ergänzung der Ausstellung über die Rolle
des Sports im antifaschistischen Widerstand zu zeigen
und so einen Beitrag zur Völkerverständigung und
Freundschaft zwischen der Jugend der Welt zu leisten.

Die Idee hatte bei den zuständigen Funktionären 
allgemein Anklang gefunden, und der bayrische 
Finanzminister hatte versprochen, einen entsprechen­
den Beitrag zu leisten, damit diese gute Sache auch 
verwirklicht werden kann. Nach vielen langen Ver­
handlungen, die schließlich praktisch zu einer Zusage 
des Olympischen Komitees geführt haben, glaubte man, 
daß diese Ausstellung in Dachau tatsächlich verwirk­
licht werden könne. 

Dem war aber nicht so. 

In letzter Minute wurde dem Ausstellungskomitee 
mitgeteilt, daß es keine Möglichkeit gäbe, ,, ... Mittel 
des OK für die beabsichtigte Ausstellung in Dachau 
bereitzustellen". Eine fadenscheinige Begründung und 
eine unbegreifliche Einstellung. In dieser Zw;mgslage 
richtete der Studienkreis einen Appell an die Öffent­
lichkeit im In- und Ausland und an die antifaschisti­
schen Widerstandsorganisationen, die Ausstellung trotz 
des negativen Bescheides des OK in der Zeit vom 
24. August bis 10. September 1972 durchzuführen. Ein
solches Schreiben hat auch unser Bund erhalten. Noch

am 25. August 1972, abends, haben wir folgendes Pro­
testtelegramm an den Präsidenten des Olympischen 
Komitees, Willy Daume, gerichtet: 

herrn willi daume 
praesident des organisationskomitees 
xx. olympiade muenchen 72 
saarstrasse 7 
D-8 muenchen 13 

die sozialistischen freiheitskaempfer oesterreichs geben ihrer 
empoerung ueber das verhalten des organisationskomitees 
fuer die spiele der xx. olympiade 1972 im hinblick auf die 
ausstellung „antifaschistischer widerstand 1933-1945" aus­
druck. - waehrend einerseits der film von der olympiade 1936 
- aus der faschistischen aera - gezeigt wird, werden 
versprechungen auf eine unterstuetzung der geplanten 
antifaschistischen ausstellung, die in dachau waehrend der 
olympischen spiele zu sehen ist, nicht eingehalten, mit der 
begruendung, daß dies den bestimmungen des internationalen 
olympischen komitees auf politische neutralitaet wider­
spraeche. 
gegen diese einstellung richtet sich unser protest. 
um so mehr begruessen wir es, dass diese ausstellung, 
erweitert um den anteil der sportler im antifaschistischen 
widerstand, trotz des unverstaendlichen entscheides in 
dachau zu sehen sein wird. 

bund sozialistischer freiheitskaempfer oesterreichs 
der bundesvorstand 

Dank der internationalen Hilfe, an der sich auch 
unser Bund beteiligt hat, ist die Ausstellung trotz des 
negativen Bescheides des Organisationskomitees der 
XX. Olympiade in Dachau durchgeführt worden; in der
Überzeugung, daß diese Ausstellung über den anti­
faschistischen Widerstand und über das Leben und den
Tod antifaschistischer Sportler für einen nicht un­
bedeutenden Teil der ausländischen Besucher der
Olympiade von ganz großem Interesse ist.
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Auf Besuch 
• 
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Nicht nur in Mitteleuropa, sondern auch in anderen 

Teilen unseres Kontinents wütete der deutsche 
Faschismus. Das konnten 62 österreichische Freiheits­
kämpfer während ihrer Reise durch Skandinavien fest­
stellen. 

Bei uns glauben viele Menschen, die Hitler-Herr­
schaft gehöre längst der vergangenen Geschichte an; 
die Norweger und Dänen sind da anderer Meinung. Die 
Freiheitskämpferorganisationen in Kopenhagen und 
Oslo haben es besser verstanden, die unheilvolle Zeit 
des deutschen Faschismus nicht in Vergessenheit ge­
raten zu lassen. Besonders eindrucksvoll ist der doku­
mentarische Aufbau des dänischen Freiheitsmuseums. 
Zehn Lautsprecherstationen ergänzen die wertvollen 
Schaustücke, und hier werden auch politisch vielleicht 
unbeteiligte Menschen in den Bann des geschichtlichen 
Abwehrkampfes gezogen. 

Zur Zeit des Krieges hielten sich viele österrei­
chische Emigranten in Dänemark und Norwegen auf. 

Angehörige der Reisegruppe des Landesverbandes Nie­
derösterreich unseres Bundes im Gespräch mit dem 

Oberbürgermeister von Oslo. 

Sozialistische Freiheitskämpfer legten an ,der- Gedenk­
stätte in Kopenhagen-Ryvangen einen Kranz zum Ge­

denken an die Naziopfer nieder.
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Skandinavien 
Es war deshalb selbstverständlich, daß der Besuch 
österreichischer Sozialisten unter den älteren Skandi­
naviern viele Erinnerungen wachrief. Die österrei­
chische Delegation und die skandinavischen Genossen 
fanden sich auf gleicher Ebene. Zahlreiche Kontakt­
gespräche erweiterten unseren Horizont. Sowohl in 
Kopenhagen als auch in Oslo empfingen uns die Bür­
germeister und überraschten uns Gäste mit ausgezeich­
neten Kenntnissen. So ließ der Bürgermeister von 
Kopenhagen, Hansen, eine Wiener Melodie in dänischer 
Sprache vortragen, und der deutsche Text wurde uns 
vorgelegt. Kalter Schauer lief uns über den Rücken. 
Schon allein aus der Vortragsweise von Villy Nielsen 
waren Schmerz und Leid der Wiener Arbeiter vom 
Jahre 1934 herauszuhören. 

Auch auf unserer Fahrt durch Schweden, in den 
Städten Malmö und Göteborg, empfing uns großzügige 
Gastfreundschaft. Die Gemeindevertreter in diesen 
Hafenstädten zeigten uns, wie hoch der schwedische 
Lebensstandard ist. Die Mehrzahl der Wohnhäuser ist 
nicht älter als 30 Jahre, und ihre Wohnkultur überragt 
alles. Für die Schweden ist es eine Selbstverständlich­
keit, ihre Wohnungen mit allem Komfort auszustatten. 
Die Natürlichkeit der Skandinavier und ihre um­
sichtige Planung, vor allem in den schwedischen Groß­
städten, hinterließen einen nachhaltigen Eindruck. 

In allen Städten fanden sich Zeitungsberichterstatter 
ein, um über den Zweck unserer Reise berichten zu 
können. Laut dem Bericht der Göteborger Arbeiter-

Gedenkfeier 

Am 16. Oktober 1972 findet im Festsaal der Bezirks­
vorstehung Simmering um 19 Uhr eine Gedenk­

feier für unseren Genossen Karl T!asek statt. 

zeitung war unsere Gruppe seit langem die bisher 
größte österreichische Delegation in dieser Stadt. Und 
wir waren überzeugt, daß nicht nur Skandinavien für 
uns, sondern daß auch wir als österreichische Freiheits­
kämpfer für die Skandinavier von großem Interesse 
waren. 

Ein Richard-Platzer-Hof in Favoriten 
Am Freitag, dem 6. Oktober, findet um 18 Uhr vor der Wohn­

hausanlage, 10, Puchsbaumgasse 15 (Ecke Puchsbaumplatz), 
eine Gedenkfeier für Genossen Richard Platzer statt, bei der 

• 

die Anlage den Namen „Richard-Platzer-Hof" erhalten wird. 
Genosse Richard Platzer wurde im KZ Großrosen von den A Nazis ermordet. 

� Die Festrede wird Genosse Otto Probst halten, Genosse 
Robert Blau wird unseres Genossen Richard Platzer gedenken. 
Bei der Feier wirken der Arbeiter-Sängerbund Favoriten sowie 
die Eisenbahnermusikkapelle Südost mit. 

Alle Genossinnen und Genossen sind zu der Feierstunde 
herzlich eingeladen. 

Sozialisten protestieren 
„Die Unterzeichneten erinnern Sie an Ihr Versprechen 

anläßlich der Übernahme Ihrer Funktion, daß es in der CSSR 
keine politischen Prozesse gegen Personen geben werde, die 
in der Ära des Prager Frühlings im Sinne der Verwirklichung 
des Sozialismus mit menschlichem Gesicht gewirkt haben", 
heißt es in einem Offenen Brief, den eine Reihe bekannter 
Sozialisten an den tschechoslowakischen KP-Chef Gustav 

Husak gerichtet haben. Zu den Unterzeichnern des Briefes 
gehören unter anderen der Leiter der wirtschaftswissenschaft­
lichen Abteilung der Arbeiterkammer, Professor Dr. März, 

Hochschulprofessor Dr. Egon Matzner, Barbara Coudenhove­
Kalergi und der frühere AZ-Chefredakteur Paul Blau. 

In dem Brief wird betont, daß es gerade für jene, die das 
vorgehen der amerikanischen Regierung in Vietnam wieder­
holt verurteilt haben, unmöglich ist, ihre Augen vor den 
tragischen Ereignissen in einem Nachbarland Österreichs zu 
verschließen. ,,Wir fordern daher", heißt es in dem Schreiben 
abschließend, ,,den Unrechtsprozessen in der CSSR sofort ein 

Ende zu setzen und sowohl dem geltenden nationalen tschecho­
slowakischen Recht als auch den internationalen Rechts­
normen wieder Geltung zu verschaffen." 



Zvvangsaufenthalt und l<ausalität 
Die 22. Novelle zum Opferfürsorgegesetz ist jetzt 

ln Kraft getreten und dennoch muß darauf hingewiesen 
werden, daß auch im Jahre 1972 eine ganze Reihe von 
grundsätzlichen Problemen noch immer nicht mit 
jener nötigen Klarheit behandelt worden ist, die für 
die Opfer des Faschismus zur Beurteilung ihrer 
Schädigungssituation erforderlich ist. 

Beispielsweise sei einmal die Situation der rassisch 
Verfolgten im sogenannten Generalgouvernement 
Polen betrachtet. Es ist natürlich ein gewaltiger Unter­
schied, ob man mit der Kennzeichnung durch den Ju­
denstern an einen Zwangsaufenthalt gebunden war 
(wobei dies sowohl für die Juden deutscher Staats­
angehörigkeit und die der Angehörigkeit des „Protek­
torates Böhmen und Mähren" galt als auch für die 
deportierten österreichischen Juden) oder ob man sonst 
irgendwie untertauchen konnte. Denn niemand kann 
doch im Ernst annehmen, daß etwa die deportierten 
Wiener Juden den Judenstern herunternehmen konn­
ten und dann irgendwo in Polen außerhalb des an­
gewiesenen Zwangsaufenthaltes Unterschlupf gefunden 
hätten!? Es war doch vielmehr so, daß ein Wiener 
Jude, der sich von dem ihm angewiesenen Zwangsauf­
enthaltsort im Generalgouvernement hätte entfernen 
wollen, sein Leben schon ab Ende des Jahres 1939 den 
größten Gefahren aussetzte. 

Martin Broszat schreibt darüber in seinem Werk 
,,Nationalsozialistische Polenpolitik": 

,,Die machtpolitische Situation im General­
gouvernement war infolge personeller und organi­
satorischer Zersplitterung und Unzugänglichkeiten 
durch das Neben- und Gegeneinander von Verwal­
tung (Frank) und SS gekennzeichnet, deren Befug­
nisse oder angemaßte Zuständigkeiten sich in einem 
ständigen Konkurrenzverhältnis befanden." 

Im Distrikt Lublin agierte seit Ende November 1939 
Odilo Globocnik als SS- und Polizeiführer. Von ihm 
wurden nicht einmal die verbrecherischen Befehle und 
Anordnungen Franks beachtet; sondern er ging ganz 
nach eigenem Gutdünken gegen die Juden vor. 

Wenn man darüber hinaus auch noch berücksichtigt, 
daß der höhere SS- und Polizeiführer Krüger und die 
sogenannten Einsatztruppen im Generalgouvernement 
wüteten, dann ist doch klar, daß nicht einmal auf die 
Verordnungen Verlaß war, die im Gesetzblatt für das 
Generalgouvernement erschienen sind. Von diesen 
wurde schon jene erwähnt, die die Kennzeichnung mit 
dem Judenstern betraf. 

Im Kommentar zu unserem Opferfürsorgegesetz je­
doch, der lange vor der gründlichen Behandlung des 
einschlägigen geschichtlichen Materials verfaßt wer­
den mußte, ist auch heute noch zu lesen, daß die Ab­
sonderung der Juden im Generalgouvernement in den 
Gettos im wesentlichen durch Strafandrohung (Geld­
strafe bis 1000 Zloty), also nur durch psychischen 
Zwang bewirkt worden ist. Das entspricht durchaus 
nicht der Wirklichkeit. Denn jeder Jude war schon 
seit 1939 allein durch den Judenstern ständig in Le­
bensgefahr. 

Wlodawa ist zum Beispiel einer jener Orte (so wie 
Opole u. a.), der den aus Österreich deportierten Juden 
als Zwangsaufenthalt zugewiesen war. Von dort sind 
erwiesenermaßen weitere Verschickungen in das Ver­
nichtungslager Sobibor erfolgt. Es ergibt sich aus dem 
umfangreichen jetzt vorliegenden historischen Material, 
welches zum Beispiel aus den Kriegsverbrecherprozes­
sen, die in der Bundesrepublik Deutschland stattfan­
den, aufliegt, daß von allen sogenannten „Zwangsauf­
enthalten" im Generalgouvernement regelmäßig De­
portationen in die Vernichtungsstätten stattgefunden 
haben. Auch dort, wo diesbezüglich kein Material für 
Einzelfälle vorliegt, ist daher der sichere Schluß zu 
ziehen, daß auch die sogenannten „Zwangsaufenthalte" 
ein sehr böses Stadium vor der „Endlösung" gewesen 
sind und daher nicht verniedlicht werden dürfen. 

In der Bundesrepublik Deutschland hat man die 
Frage ·der Gleichstellung der sogenannten Zwangsauf­
enthalte mit der Haft für das angegebene Gebiet schon 

längst gelöst. Dort ist nämlich für das Tragen des 
Judensterns die Entschädigungspflicht gegeben, so daß 
der Haftcharakter des betreffenden Zwangsaufenthaltes 
oder des Gettos gar nicht näher zu untersuchen ist. 

Es ist daher wirklicheitsfremd und nicht den 
schweren Schädigungssituationen der österreichischen 
jüdischen Opfer des Nationalsozialismus entsprechend, 
wenn die Hinterbliebenen nach derartigen Opfern des­
wegen keine Hinterbliebenen-Haftentschädigung be­
kommen, weil ihre Angehörigen nicht gleich an einen 
Haftort, sondern „nur" an einen Zwangsaufenthalt ge­
kommen sind. Daher gebührt Hinterbliebenen-Haft­
entschädigung denjenigen, die ihre nahen Angehörigen 
nach einer Deportation an einen Zwangsaufenthalt in 
Gebiete verloren haben, wie es das Generalgouverne­
ment Polen gewesen ist. Der 8. Mai 1945 wäre hier 
genau so als. Todestag für die Opfer anzunehmen wie 
bei jenen, die sogleich an einen sogenannten Haftort 
gekommen sind. 

Also wenigstens Hinterbliebenen-Haftentschädi­
gung, wenn schon der § 14 (2) des OFG in seiner jetzi­
gen Fassung aufrechterhalten werden soll. 

Die Forderung, bei Bemessung der Opferrente für 
alle Inhaber einer Amtsbescheinigung ab dem 60. (bei 
weiblichen Opfern) beziehungsweise ab dem 65. Le­
bensjahr (bei männlichen Opfern) die Gesamtminde­
rung der jetzt feststellbaren Erwerbsfähigkeit zu­
grunde zu legen, ohne langwierige und kostspielige 
Prüfung der Kausalität, ist noch offen. Dabei haben 
nunmehr die Ärzte, die für das Bundesministerium für 
soziale Verwaltung tätig sind, zum Teil selbst zu­
gegeben, daß sie nicht in der Lage sind, medizinisch 
einwandfreie Feststellungen hinsichtlich der Kausalität 
(Zusammenhang des Leidens mit dem Verfolgungszeit­
raum) zu machen. 

Die Verfolgung der Opfer des Nationalsozialismus 
und insbesondere die KZ-Haft wirkte sich nach be­
rufener ärztlicher Ansicht vor allem auf die Vitalität 
aus. Die Vitalität ist keine Funktion, die sich unter­
suchen oder messen ließe, sie ist daher einer gutacht­
lichen Beurteilung äußerst schwer und wenn überhaupt 
sicher nie exakt zugängig. Jede diagnostische Einord­
nung der Wirkung der Isolation und der Verfolgung 
im KZ kann daher ärztlicherseits nur in unbefriedigen­
der Weise erfolgen. Die Wirksamkeit der Verfolgungs­
maßnahmen kann rückblickend als erwiesen angesehen 
werden. 

Hiebei muß auch nach dem jetzigen Stand der Spät­
folgenforschung als geklärt angesehen werden, daß 
viele der Opfer in ihrem Bestreben, die Schädigung 
nicht zu einem Ausscheiden aus dem wieder möglich 
gewordenen Normalleben führen zu lassen, sich oft 
lange selber weigerten, als invalid und damit als nicht 
vollwertig zu gelten. 

Es ist doch etwas ganz anderes, wenn ein Jude zum 
Beispiel im Generalgouvernement Polen - aber auch 
sonst überall in Europa, wo der Nationalsozialismus 
herrschte - wußte, daß ihm jeden Moment Folter und 
Tod drohten, als wenn ein Soldat, der im Rahmen sei­
ner militärischen Gruppierung zwar nicht vor Dienst­
beschädigung gefeit war, aber keinesfalls nur, weil er 
Soldat war, jeden Schutzes entbehrte; dies auch bei 
Gefangennahme. 

Es ist daher durchaus zu rechtfertigen, wenn zu­
mindest für die Opfer, die unter § 1 (1) e des OFG fal­
len, die Rechtsvermutung hinsichtlich der Kausalität 
Gesetz wlrd, wonach (wenn sie das 60. beziehungs­
weise 65. Lebensjahr überschritten haben) unwider­
leglich angenommen wird, daß eine festgestellte 
Krankheit auf die Verfolgungszeit zurückgeht, wenn 
nicht der Arzt ausdrücklich das Gegenteil feststellt. 
Das sollte für alle Inhaber einer Amtsbescheinigung 
Gesetz werden� 

In der nächsten Nummer unserer Zeitung bringen wir 
einen ausführlichen Bericht über unsere Gedenkfahrt nach 
Buchenwald vom 17. bis 24. September 1972. 
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Gegen den Terror 
Es ist so gut wie sicher, daß der Terroranschlag 

gegen die israelischen Sportler im Olympiadorf Mün­
chen von langer Hand vorbereitet worden sein muß. Er 
war geplant und mit allen Risken verbunden. Die 
Terroristen wurden sorgfältig ausgewählt. Ob sie 
selbst von Rachegefühlen beseelt waren oder ob sie 
unter einem Zwangskommando standen, wird schwer­
lich festzustellen sein. Es ist jedenfalls aber bedauer­
lich, wenn in verschiedenen Teilen der Welt dieser 
politische Mord als ein Racheakt gegen Israel dar­
gestellt wird. Es mußte den Anstiftern doch von vorn­
herein klar gewesen sein, daß Gegenschläge der Israelis 
kommen müssen. Wer hat aber an einer Eskalation des 
Terrors Interesse? 

Für jeden, der die Israelis kennt, der selbst kein Jude 
ist aber das jüdische Schicksal miterlebt hat, so wie 
vi�le von uns in vielen langen Jahren im KZ, und Israel 
und Israelis nach dem Zweiten Weltkrieg und nach der 
Gründung des Staates Israel gesehen hat, dem ist klar, 
daß es sich nicht mehr um jene Juden handelt, die sich 
wehrlos - mit Ausnahmen wie der Ghettoaufstand in 
Warschau - in die Gaskammern treiben lassen. _Es 
handelt sich um ein kämpfendes und um ein intelligen­
tes Volk, das mit Recht seinen Platz auf der Welt 
haben will. 

Wir sind nicht Freunde Israels, weil wir Gegner der 
Araber sind. Wir sind es ganz gewiß nicht. Wir ver­
stehen, daß auch in den arabischen Ländern der Kampf 
um politische Freiheit und sozialen Aufstieg geführt 
wird. Aber auch Israel und seine Freunde wünschen 
den kulturellen und wirtschaftlichen Aufstieg der ara­
bischen Länder. Er kann aber nicht durch Krieg, Auf­
stand und Terror gegen die Juden herbeigeführt 
werden. Das viele Geld und die vielen Menschenleben, 
die für die Terroraktionen mißbraucht werden, sind 
umsonst, wenn sie nur für den Kampf gegen Israel 
verwendet werden. 

Der Abscheu, der die Welt nach dem Münchner 
Attentat erfaßt hat, wird jedem um seine Freiheit 
kämpfenden arabischen Land Sympathien kosten. Und 
als Sozialisten bekennen wir: 

Wir wünschen die Gewalt der Idee und nicht die 
Idee der Gewalt. 

Wir wollen, daß Israel und seine Bürger die Kraft 
aufbringen den Aufbau Israels in Frieden fortzusetzen, 
um den ar;bischen Ländern ein Beispiel zu geben, wie 
das Leben in wirtschaftlicher, sozialer und kultureller 
Freiheit gestaltet werden kann. Israel kann kein Inter­
esse an Kriegen haben, es kann nur im Frieden seine 
Aufbauarbeit fortsetzen. 

Gespräche über den Sozialismus 
Ideengeschichte des Sozialismus 

Die ethisch-religiösen Utopisten: Von den Prophete_n bis zu 
Savonarola - Die politischen Utopi'Sten: Von Plato bis Robert 
Owen - Marx und Engels: Von der Utopie zur Wissenschaft 
- Die Mehrwerttheorie - Die materialistische Geschichts­
auffassung - Marxismus und Anarchismus - Die Revisio­
nisten die Radikalen - Austromarxrsmus - Wandlungen der 
Arbeiterbewegung - Der Verfall der Ideologie 

Vortragender: Genosse Manfred Ackermann 

VOLKSHOCHSCHULE OTTAKRING 

16, Ludo-Hartmann-Platz 7 

Beginn: Dienstag, 3. Oktober 1972 

Jeden Dienstag 19.30 bis 21 Uhr 

Die Mitarbeiter 

An dieser Nummer unserer Zeitung haben fol­
gende Genossen und Genossinnen mitgearbeitet: 

Herbert Exenberger, Alfred Frisch, Josef Hindels, Franz 
Klar, Leo Lesjak, Rudolfine Muhr, Otto Probst, Rudolf
Trimmet. 
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Gegen die Gebührenerhöhung beim ORF 

Werte Genossen! 

Seit 15 Jahren wurde die Fernsehgebühr nicht er­
höht - das ist die eine Seite der Wahrheit. Die andere
Seite ist, daß sich die Teilnehmerzahl verdreißigfacht
hat; damit haben sich die Einnahmen des Fernsehens 
in derselben Zeit mindestens ebenfalls verdreißigfacht!

Nach den objektiven Feststellungen der unabhängi­
gen gesetzlichen Rechnungsprüfer hat der ORF in den 
Jahren 1967 bis 1970 einen Gewinn von 306,6 Millionen 
Schilling erzielt, obwohl seine Tätigkeit nicht auf Ge­
winn ausgerichtet ist. Die Veranlassung zu einer Ge­
bührenerhöhung liegt daher gar nicht vor. Und noch 
etwas: Jedes andere Unternehmen, das auf Grund des 
Gesetzes der Bundeswirtschaftskammer angehört -
und der ORF gehört ihr ebenfalls an -, muß bei Preis­
erhöhungen seine Kalkulationen der Paritätischen 
Kommission vorlegen. Wer seine Zahlen und Berech­
nungen guten Gewissens präsentieren kann, wird die 
Paritätische Kommission nicht zu scheuen brauchen. 
Bezeichnenderweise hat es der ORF bis heute unter­
lassen, auch die Darstellung der Gegenseite zu bringen. 
Durch diese einseitige Darstellung wird wieder einmal 
versucht, die öffentliche Meinung zu manipulieren; und 
das ist in der Demokratie nicht ungefährlich. Glaubt Ihr 
nicht auch? F. M., Wien 

Wir glauben auch, daß Meinungsmanipulation eine 
ganz gefährliche Sache ist. Gerade bei Rundfunk und 
Fernsehen kann man sich dagegen nur schützen, wenn 
man alle Nachrichten und Mitteilungen stets in Frage 
zu stellen bereit ist. 

Aber schließlich gibt es 'ja auch im Rundfunkgesetz 
verankerte Kontroll- und Einflußmöglichkeiten, die 
wirksam werden können, ohne die vielgerühmte „Un­
abhängigkeit der Massenmedien" auch nur im gering­
sten anzutasten. Daß diese gesetzlichen Möglichkeiten 
kaum oder nicht genützt werden, kann zweifelsohne 
mit als Beweis dafür dienen, daß die vom ORF prakti­
zierte Berichterstattung (sprich Meinungsmanipula­
tion) selbst in solchen Gremien, wie es ein Aufsichts­
rat ist, bereits wirksam wird. 

Aus dem Wiener Landesverband 

Die Bezirke berichten: 

Wieden 
Schüler besuchen das Dokumentationsarchiv. Am Dienstag, 

dem 30. Mai 1972, besuchten 69 Schüler und Schülerinnen der 
4. A und 4. B der öffentlichen Hauptschule für Knaben und
Mädchen (Schäferschule) mit zwei Lehrpersonen unter der 
Führung des Bezirksobmannes des Bundes sozialistischer 
Freiheitskämpfer und Opfer des Faschismus Genossen Franz 
Marksz die Gedenkstätte für die Opfer des österreichischen 
Freiheitskampfes und das Dokumentationsarchiv des österrei­
chischen Widerstandes. 

Es war ein Sonderbesuch; die Führung machte in der 
Gedenkstätte Genosse Marksz selbst, während im Dokumen­
tationsarchiv Genosse Exenberger führte. Die Mädchen und 
Buben verfolgten sehr aufmerksam die Führungen und stellten 
viele Fragen. selbstverständlich konnte auch dieser Besuch 
nur Gladurch zustande kommen, daß uns Direktor Oberschulrat 
Erich Winkler unterstützt hat. 

Auch den Lehrkräften Frau Richarda Polzer und Herrn 
Alfred Jung sei für ihre Bemühungen der herzlichste Dank · 
ausgesprochen. 

• 

-



• 

Margareten 

Ein „Emmerich-Sailer-Hof" in Wien. Die städtische Wohn­
hausanlage Kliebergasse 8 im 5. Bezirk trägt den Namen 
„Emmerich-Sailer-Hof". Bürgermeister Genosse Felix Slavik 
würdigte bei der Namensgebung Leben und Wirken unseres 
Genossen Emmerich Sailer. Er wurde 1908 in Niederösterreich 
geboren. Als junger Mann arbeitete er - obwohl ausgebilde­
ter Bautechniker - als Fuhrwerker. Im Februar 1934 war er 
an der Verteidigung des Reumann-Hofes maßgeblich beteiligt, 
wurde am 16. Februar 1934 zum Tode verurteilt, später jedoch 
begnadigt. Im zweiten Weltkrieg nahm er an den Kämpfen 
um Stalingrad teil und geriet in russische Gefangenschaft. 

In der zweiten Republik wirkte Genosse Sailer in der 
Partei und zuletzt im Wiener Gemeinderat, wo seine beson­
dere Aufmerksamkeit den Angelegenheiten des Bauwesens 
galt. Im .Tahre 1969 starb Genosse Sailer an einem Gehirn­
schlag. 

Bürgermeister Slavik erklärte vor der Enthüllung der 
Gedenktafel, mit der Benennung der Anlage ehre die Stadt 
Wien einen großen Demokraten, einen aufrechten Menschen 
und einen guten Wiener. 

Dem bei der Feier anwesenden Sohn Emmerich Sailers 
wurde ein Porträt des geehrten Gemeindepolitikers über­
geben, das von den Mietern der Wohnhausanlage gewidmet 
worden war. An der Feier nahmen auch die Genossen Kurt 
Heller, Hubert Pfoch und Reinhold Suttner, mehrere Abgeord­
nete zum Nationalrat und Wiener Gemeinderat sowie die 
Mitglieder der Bezirksvertretung teil. 

Liesing 

Leopold Sonnenfeld t. Unser Genosse Leopold Sonnenfeld 
wurde als zweites von sechs Kindern am 22 . .Tuni 1892 in Wien 
geboren. Im .Tahre 1901 wurde sein Vater durch einen Un­
glücksfall arbeitsunfähig, und durch die entstandene Notlage 
mußte er den Schulbesuch vorzeitig abbrechen und bereits im 
11. Lebensjahr eine Lehrstelle als Gürtler annehmen. Die Lehr-

zeit dauerte 3 .Tahre, die Arbeits­
zeit betrug 60 Stunden pro 
Woche, wobei Samstag bis halb 
sechs Uhr abends gearbeitet 
wurde. Nach Beendigung der 
Lehrzeit wurde er mit der Ein­
zahlung der Gewerkschaftsbei­
träge der 45 Arbeiter des Be­
triebes beauftragt; so nahm er 
im Gewerkschaftsheim Kontakt 
mit Gewerkschaftern sozialisti­
scher Gesinnung auf. In diese 
Zeit fällt auch die Abfassung 
eines Memorandums zur Errei­
chung einer um vier Stunden 
verkürzten Arbeitszeit für alle 
im Betrieb Beschäftigten. Dieses 
Memorandum hatte den ge­
wünschten Erfolg. Damit begann 
1906 seine erste politische Tätig­
keit im Verband der jugend­

lichen Arbeiter Österreichs. Hauptfunktionäre des Verbandes 
waren .Tenschik, Swelanek und Marianik. Als Obmann von 
Ottakring war Karl Honay von Franz Schuhmeier persönlich 
eingesetzt worden. 

Für die Wahl Franz Schuhmeiers zum Abgeordneten ent­
faltete Genosse Sonnenfeld eine rege Agitationstätigkeit. Die 
politische Arbeit erfolgte vom Ottakringer Arbeiterheim 
Kreitnergasse-Klausgasse aus. Besonders in Erinnerung blie-

' ben ihm die Namen David, Sever, Schuhmeier und Volkert. 
Am 17. September 1911 nahm er an der Protestversammlung 

beim Wiener Rathaus teil. Beim Rückmarsch wurden Trotz­
lieder gesungen, was zum Einschreiten der Polizei führte, 
wobei der Obmann der .Tugendlichen, Plötzenberger, und 
Funktionär .Toachimstaler getötet wurden. 

Nach dem Ersten Weltkrieg war Genosse Sonnenfeld in 
Perchtoldsdorf als Hauptkassier der Lokalorganisation tätig. 
Und auch nach Auflösung der Partei im .Tahre 1934 hat er 
illegal als Hauptkassier weitergearbeitet. Die illegale AZ aus 
Brünn wurde durch ihn zusammen mit den Genossen Kick 
und Beran verteilt. 

Im Mai 1938 wurde er aus „rassischen Gründen" entlassen. 
Eine versuchte Ausreise nach Amerika scheiterte. Durch die 
Eichmann-Aktion kam er dann nach Polen, und es gelang ihm, 
unter Lebensgefahr nach Rußland zu flüchten. Die erhoffte 
gute Aufnahme blieb aus, und wegen illegalen Grenzübertritts 

Unsere Broschüre über Otto Bauer 

Die Broschüre Manfred Ackermann: ,,Rede 
über Otto Bauer" ist nach wie vor über 
alle Bezirksgruppen oder direkt in unserem 
Sekretariat zum Preis von S 3.- erhältlich. 

Besonders im Zusammenhang mit der 
Diskussion um den Standort der SPÖ auf dem 
Parteitag 1972 in Villach wird die Broschüre 
ein wertvoller Behelf für viele junge Genos­
sinnen und Genossen sein. 

wurde er zu sechs .Tahren Zwangsarbeit in Sibirien verurteilt. 
Trotz fürchterlicher Strapazen und unmenschlicher Behand­
lung gelang es ihm, diese .Tahre zu überstehen und 1947 durch 
ein schriftliches im Molotow persönlich gerichtetes Ansuchen 
die Heimreise zu erwirken. Als er 1948 in die Heimat zurück­
kam, war inzwischen seine Frau Gisela im .Tahre 1946 gestorben. 

Noch im gleichen Jahr nahm er seine Arbeit in der Partei 
wieder auf. Er war Obmannstellvertreter der Bezirksgrupppe 
und bis zu seinem plötzlichen, unerwarteten Tod ein aktiver 
Mitarbeiter. 

Bei der Trauerfeier in der Feuerhalle der Stadt Wien am 
13. Juni 1972 hielt Genosse Billmaier den Nachruf namens des 
Bundes. Bei der Urnenbeisetzung am 21. .Tuni 1972 sprach 
Genosse Eduard Weikhart im Namen des 23. Bezirkes. Bei 
beiden Feierlichkeiten war die Teilnahme außerordentlich 
groß. Ein Meer von Blumen bewies, wie beliebt unser Genosse 
Sonnenfeld war. Wir werden ihn „Niemals vergessen!" 

Aus den Landesorganisationen 

Steiermark 
Kapfenberg. Josef Stadelbauer t. Im .Tuli dieses Jahres ver­

starb nach langem und schwerem Leiden unser Genosse .rosef 
Stadelbauer. Mit ihm verliert die Bezirksgrupppe der sozia­
listischen Freiheitskämpfer und Opfer des Faschismus einen 
treuen Kämpfer, der auch in den schwersten Tagen des 
Faschismus unseren Idealen treu geblieben ist. Am Kapfen­
berger Urnenfriedhof, wo seine Urne beigesetzt wurde, sprach 
Genosse Karl Schimmel tiefempfundene Abschiedsworte, 
sowohl namens unserer Bezirksgruppe als auch namens der 
sozialistischen Partei. . 

Wir werden unserem Genossen Josef Stadelbauer stets ein 
ehrendes Gedenken bewahren. 

* 

Kapfenberg. Maria Riedler t. Anfangs August verstarb 
unsere Genossin Maria Riedler. Nach dem Tode ihres Mannes 
vor drei Jahren trat sie unserer Bezirksgruppe als Mitglied 
bei. Sie gehörte mehr als 25 Jahre dem österreichischen 
Roten Kreuz in Parschlug an und war zuletzt Kassierin in 
der Ortsstelle. Für ihre Verdienste um das Rote Kreuz wurde 
sie unter anderem auch mit der bronzenen Verdienstmedaille 
ausgezeichnet. 

Eine große Trauergemeinde begleitete die Verstorbene zu 
ihrer: letzten Ruhestätte auf dem Friedhof Kapfenberg. 

Fur das Rote Kreuz und für unsere Bezirksgruppe der 
sozialistischen Freiheitskämpfer sprach Vizebürgermeister 
Oswald Pilz. Wir werden unserer Genossin Maria Riedler ein 
ehrendes Gedenken bewahren . .,Niemals vergessen!" 

* 

Geburtstagsgratulation. Aus Anlaß seines 80. Geburtstages 
wurde unserem Genossen Max Grabner ein Geschenkkorb 
verabreicht. 

Wir wünschen unserem Mitglied noch viele .Tahre der 
Gesundheit in unseren Reihen. 

* 

Knittelfeld. Leopold Tori t- Unser langjähriges Mitglied 
Genosse Leopold Tori ist am 28. August 1972 nach längerem 
schwerem Leiden im Alter von 84 .Tahren gestorben. Er wa; 
von Beruf Bäcker und hatte 35 .Tahre lang bei der Konsum­
genossenschaft Knittelfeld gearbeitet. Dort war er auch Ver­
trauensmann der Gewerkschaft der Lebens- und Genußmittel­
arbeiter. 

Im .Tahre 1934 wurde Genosse Tori aus politischen Gründen 
gemaßregelt und monatelang inhaftiert. Er mußte immer wie­
der alle Schikanen von undemokratischen Systemen erleben. 
Aber er war und blieb ein treuer Anhänger und Verfechter 
des demokratischen Sozialismus. Er war 65 Jahre hindurch 
aktives Mitglied der Partei und seiner Gewerkschaft. 

Die feierliche Verabschiedung fand am 30. August 1972 in 
der Aufbahrungshalle in Knittelfeld statt, zu der sich eine 
große Trauergemeinde eingefunden hatte. Landtagsabgeord­
neter Genosse Simon Pichler nahm in bewegten Worten 
namens der sozialistischen Partei Abschied von diesem treuen 
Genossen. Der Bund sozialistischer Freiheitskämpfer und 
Opfer des Faschismus betrauert den Tod des Genossen Tori· 
wir werden ihn „Niemals vergessen11 ! 

* 

Knittelfeld. Gratulation zum 80. Geburtstag. Unsere 
Genossin Maria Pöckelberger feierte am 25. August 1972 ihren 
80. Geburtstag. Aus diesem Anlaß wurde sie besonders geehrt; 
em Geschenkkorb und Blumen wurden der .Tubilarin mit allen 
guten Wünschen überreicht. 

Die .Tubilarin hat viel Leid ertragen müssen. Sie ist die 
Witwe . unseres _ Genossen Leonhard Pöckelberger, der am 
29. .rum 1942 bei der Massenverhaftung von Eisenbahnern in 
Knittelfeld, die für Familien bereits inhaftierter Arbeiter und 
Angestellter Geldspenden leisteten, verhaftet und ins Bezirks­
gericht Knittelfeld eingeliefert wurde. Von dort brachte man 
ihn zur Gestapo nach Graz. Nach seiner Verurteilung wurde 
Genosse Pöckelberger zuerst in die Karlau und am 18. .runi 
1943 nach Stein überstellt. Dort mußte er das Massaker im 
April 1945 miterleben; er kam durch einen Zufall und wie 
durch ein Wunder mit dem Leben davon. Seine Frau hatte 
schon mit seinem Tod gerechnet, als er nach unendlichen 
Strapazen und unter großen Umwegen am 28. Mai 1945 glück­
lich wieder in Knittelfeld eintraf. 

Unsere herzlichsten Glückwünsche gelten unserer Maria. 
,,Freundschaft!" 
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Sprechstunden 
in unseren Wiener Bezirksgruppen 
1, Werdertorgasse 9 .............• Jeden 1. u. 3. Mo. 
2, Praterstern 1 . . . . . . . . . . . . . . . . . . Di. 16 bis 18 Uhr 
3, Landstraßer Hauptstraße 96 . . . . Mi. 17 bis 19 Uhr 
4, Wiedner Hauptstraße 60 b . . . . . . Mo. 18 bis 19 Uhr 
5, Kohlgasse 2 7  . . . . . . . . . . . . . . . . . . Mi. 18 bis 19 Uhr 
6, Otto-Bauer-Gasse 9 . . . . . . . . . . . . Do. 19 bis 2 0  Uhr 
7, Neubaugasse 25 .. Jeden 1. u. 3. Di. 18 bis 19 Uhr 
8, Josefstädter Straße 39 . . . . . . . . . Do. 17 bis 18 Uhr 
9, Marktgasse 2 /I . . . . . . . . . . . . . . . . Di. 16 bis 18 Uhr 

10, Laxenburger Str. 8/10/I Jeden 3. Di. 17 bis 19 Uhr 
11, Simmeringer Hauptstraße 80 . . . Jeden 2 .  u. 4 .  Di. 

18 bis 19 Uhr 
12, Ruckergasse 4 0  . . . . . . . . . . . . . . . . Mi. 17 bis 18 Uhr 
1 3, Jodlgasse 7/I II ............ Do. 17.30 bis 18.30 Uhr 
14, Linzer Straße 2 9 7  ...... Jeden 1. Fr. 18 bis 19 Uhr 
15, Hackengasse 1 3  ....... : Jeden 1. Mi. 17 bis 19 Uhr 
16, Zagorskigasse 6 ............ Do. 17.30 bis 1'9 Uhr 
17, R ötzergasse 2 9  (Sekretariat der 

Mietervereinigung) . . . . . . . . . . . . Mo. 17 bis 18 Uhr 
18, Gentzgasse 62 .... Jeden 1. Mo. 17.30 bis 20 Uhr 
19, Billrothstraße 34 . . . . . . . . . . . . . . . Di. 17 bis 19 Uhr 
2 0, Raffaelgasse 11 . . . . . . . . . . . . . . . . Do. 18 bis 2 0  Uhr 
2 1, Prager Straße 9, 1. Stock . . . . . . Jeden 2 .  Mo. 

17 bis 18.30 Uhr 
2 2 ,  Donaufelder Straße 2 59 ........ Jeden 2 .  Mo. 

18 bis 19 Uhr 
2 3, Breitenfurter Straße 358 ....... Jeden 1. u. 3. Mo. 

18 bis 19 Uhr 

in unseren Fachgruppen 

Polizei: Telephon 63 06 71/2 4 3 
1, Postgasse 9, 1. Stock 

Fachausschuß Montag bis Freitag 
der Sicherheitsbeamten . . . . . . . . 8 bis 16 Uhr 

in unseren Landesverbänden 

Niederösterreich: 
B a d e n, Wassergasse 31, Jeden 1. Sa. 

Bezirkssekretariat der SPÖ . . . . 8 bis 12 Uhr 
M ö d  1 irr g, Hauptstraße 4 2, Jeden 1. Sa. 

Bezirkssekretariat der SPÖ . . . . 9:30 bis 11 Uhr 
W r. N e u s t adt, Wiener Straße 412, Jeden 1. Mo. 

Bezirkssekretariat der SPÖ . . . . 9 bis 11 Uhr 
S t. P ö 1 t e n, Prandtauerstraße 4, 

Bezirkssekretariat der SPÖ .... 
S c h w e c h a t  , Körner-Halle, 

Bezirkssekretariat der SPÖ .... 
Burgenland: 

E i s e n s t a d t , Permayerstraße 2, 
Bezirkssekretariat der SPÖ .... 

Kärnten: 
K 1 a g e n f u r t , Bahnhofstraße 44, 

I I .  Stock, Zimmer 1, ÖGB- und 
Arbeite�kammergebäude ...... . 

Oberösterreich: 
L i n z , Landstraße 36/I, Zimmer 3, 

Hotel „Schiff", Hoftrakt ....... . 
S t e y r , Damberggasse 2, 

Gasthof Gamsjäger ........... . 
• Salzburg: 

S a 1 z b u r  g, Arbeiterheim, Zim­
mer 30, Paris-Lodron-Straße 2 1

Steiermark: 
G r a z  , Südtiroler Platz 1 3, 

Zimmer 17 ..................... . 
B r u c k  a n  d e r  M u r, 

Schillerstraße 22 
Ka p f e n b e r g, Volksheim 

(Zimmer 14 ), Wiener straße 
Tirol: 

Ku f s t e i n , H ötzendorferstraße 4 

Fr. 9 bis 11 Uhr 
Jeden 1. Fr. 

16 bis 18 Uhr 

Tägl. 9 bis 12 Uhr 

Tägl. außer Sa. 
10 bis 12 Uhr 

Jeden 1. u. 3. Mi. 
16 bis 18 Uhr 

Jeden 1. Di. 
16 bis 17 Uhr 

Jeden Di. und Fr. 
8 bis 10 Uhr 

Jeden 1. Mi. 
17 bis 19 Uhr 

Jeden 2 .  Mi. 
18 bis 19 Uhr 

Redaktionsschluß 
für die nächste Nummer 31. Oktober 1972 
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